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Impressum 

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. ist der Dachverband für unabhängige im Bundesland 
engagierte Initiativen, Organisationen und haupt- und ehrenamtlich tätige Einzelpersonen aus der 
solidarischen Flüchtlingshilfe, aus Migrations- und Integrationsfachdiensten. Der Verein ist mit der 
Nummer 502 VR 4075 KI im Vereinsregister des Amtsgerichts Kiel eingetragen und vom Finanzamt 
Kiel als gemeinnütziger Träger anerkannt.  

Die satzungsgemäßen Zwecke des Vereins sind die Koordinierung von Aktivitäten von 
Flüchtlingsinitiativen, der Informationsaustausch und die heterogene Vernetzung von Akteuren in der 
Flüchtlingsberatungs- und Integrationsarbeit, die Vertretung und Lobbyarbeit gegenüber Parteien, der 
Landesregierung, Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden, die Durchführung von Schulungen und 
Bildungsmaßnahmen, die direkte Unterstützung insbesondere von unbegleiteten, minderjährigen und 
anderen vulnerablen Flüchtlingsgruppen sowie die antirassistische, migrations- und flüchtlings-
politische Öffentlichkeitsarbeit.  

Redaktion: Martin Link  

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein erhielt zur Durchführung seiner Projekte im Berichtszeitraum 

2016 Einzelspenden und Mitgliedsbeiträge, Zuschüsse vom FÖRDErverein FRSH e.V. Er wurde insti-

tutionell bei Aktionen zur Öffentlichkeitsarbeit durch das Land Schleswig-Holstein und im Rahmen 

seiner zielgruppen- und themenspezifischen Projekte u.a. durch  das Landes Schleswig-Holstein, das 

Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS), des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge, 

der Bundesagentur für Arbeit, des Europäischen Sozialfonds, des Europäischen Asylum Migration and 

Integration Funds, der UNO-Flüchtlingshilfe, des Kirchlichen Entwicklungsdienstes der Nordkirche, 

Aktion Mensch, die Robert Bosch Stiftung und den Förderverein PRO ASYL sowie im Rahmen der 

Kooperation mit dem Paritätischen Schleswig-Holstein mittelbar im Rahmen der Integrationsrichtlinie 

Bund gefördert.  

Adresse im Berichtszeitraum 

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. Å Sophienblatt 82-86 Å D-24114 Kiel 

Tel.: 0431 735 000 Å Fax: 736 077 Å E-Mail: office@frsh.de Å Internet: www.frsh.de 

Kiel, September 2018 

Verabschiedet bei der Mitgliederversammlung am 15. September 2018 

Solidarität kostet Geld! Spenden sind willkommen! 

Spendenkonto: IBAN DE 75 5206 0410 0006 4184 06 BIC GENODEF1EK1 

Förderung im Haushaltsjahr 2017 

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. konnte 2017 die Arbeit seiner Geschäftsstelle weiter konso-

lidieren. Dazu hat nicht unwesentlich beigetragen, dass das zuständige Ministerium für Inneres und 

Bundesangelegenheiten Schleswig-Holstein die seit 2013 fließende institutionelle Landesförderung 

auch im Berichtsjahr fortgeführt hat. 

Im Berichtszeitraum konnte darüber hinaus erfolgreich Projektförderung u. a. seitens des Landes 

Schleswig-Holstein (MIB SH, Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus), 

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS), des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 

(BAMF), der Bundesagentur für Arbeit (BA), des Europäischen Sozialfonds, des Europäischen Asylum 

Migration and Integration Funds (AMIF), der UNO-Flüchtlingshilfe, des Kirchlichen Entwicklungsdiens-

tes (KED) der Nordkirche, von Aktion Mensch, der Robert Bosch Stiftung und vom Förderverein PRO 

ASYL eingeworben werden. Spenden und Mitgliedsbeiträge ergänzten den im Berichtsjahr verfügbaren 

Haushalt. 

Auf dieser Grundlage konnte 2017 die Arbeit der Geschäftsstelle und die Umsetzung der Projekte des 

Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein e. V. im Umfang von 1.431.529 ú finanziert werden. 

mailto:office@frsh.de
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26 Jahre Beratung, Integrationshilfe und Lobbyarbeit 

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. besteht seit 26 Jahren. Der Verein wurde 1989 ge-

gründet und besteht als im Kieler Vereinsregister unter 502 VR 4075 KI eingetragener Verein 

seit 1991. Er ist ein unabhängiger Zusammenschluss von Initiativen, Gruppen, Organisationen 

sowie Einzelpersonen, die sich in der solidarischen Flüchtlingshilfe, im Antirassismus und in 

der Integrationsförderung in Schleswig-Holstein engagieren. Grundlagen der Arbeit sind Sat-

zung, Leitbild (www.frsh.de/Über uns) sowie die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und 

des Vereinsvorstands.  

Der Flüchtlingsrat berät und unterstützt seine Mitglieder, Geflüchtete, Migrationsfachdienste, 

Flüchtlings- und Migrant*innenorganisationen sowie andere in der Solidaritätsarbeit und oder 

der Integrationsförderung Tätige. Der Verein engagiert sich als Träger integrationsfördernder 

Projekt- und Netzwerkarbeit für Migrant*innen mit und ohne Fluchtmigrationshintergrund, von 

Beratungs-, Bildungs- und Schulungsangeboten sowie in bündnisgetragenen Kampagnen und 

im Rahmen eigener Maßnahmen der flüchtlings-, migrations- und antidiskriminierungspoliti-

schen Öffentlichkeitsarbeit. Der Verein arbeitet für Aufnahme, Integration und dauerhaftes 

Bleiberecht von Geflüchteten und anderen Migrant*innen in prekärer Aufenthaltssituation. Ziel 

der Vereinsarbeit ist ein diskriminierungsfreies gesellschaftliches Klima, das sich durch eine 

von gegenseitigem Respekte und einer chancengleichen Teilhabe aller Menschen gekenn-

zeichnete Anerkennungskultur auszeichnet. 

Die Arbeit des Flüchtlingsrates organisiert sich landesweit und regional wo immer möglich in 

Netzwerken oder themenbezogenen Bündnissen und Kooperationen. Darüber hinaus ist der 

Flüchtlingsrat u.a. mit allen Landesflüchtlingsräten, der BAG Asyl in der Kirche und der Lan-

deskirchlichen Flüchtlingsbeauftragten, der Bundesweiten AG für Flüchtlinge PRO ASYL  ver-

netzt.  

Der Flüchtlingsrat koordiniert gemeinsam mit dem Paritätischen SH das IQ Netzwerk Integra-

tion durch Qualifizierung (IQ) Schleswig-Holstein, das IvAF-Bleiberechtsnetzwerk Mehr Land 

in Sicht! ï Arbeit für Flüchtlinge in Schleswig-Holstein und das Netzwerk Alle an Bord! Diese 

heterogenen Netzwerke widmen sich mit unterschiedlichen themen- und zielgruppenspezifi-

schen Ansätzen der berufsorientierten Bildung und Qualifizierung sowie der arbeitsmarktlichen 

Integration von Geflüchteten und anderen Migrant*innen.  

Es gehören Religionsgemeinschaften, Wohlfahrtsverbände, Migrations- & Integrationsfach-

dienste, Arbeitsmarktakteur*innen, Bildungsinstitutionen, Menschenrechts- und Migrant*in-

nenorganisationen, Parteien, Landes- und Kommunalbehörden, und nicht zuletzt regionale 

Initiativen zu den regelmäßigen Kooperations- und Gesprächspartner*innen des Flüchtlings-

rates Schleswig-Holstein e.V. 

Der Flüchtlingsrat ist Gründungsmitglied des Antidiskriminierungsverbandes Schleswig-Hol-

stein e.V., der AG Migration und Arbeit Schleswig-Holstein, der AG Rassismus und Flüchtlinge 

Schleswig-Holstein und des Kieler Medibüros für nicht krankenversicherte Papierlose. Der 

Flüchtlingsrat arbeitete im Berichtsjahr mit in verschiedenen heterogenen Arbeitsgruppen des 

schleswig-holsteinischen Flüchtlingspaktes, im Beirat der Flüchtlingsbeauftragten der Evgl.-

Luth. Kirche in Norddeutschland und in der Härtefallkommission des Landes Schleswig-Hol-

stein. Er hat Sitz und Stimme in der Fachgruppe Einwanderung und in der Steuerungsgruppe 

der Netzwerke Integration von Asylsuchenden und Flüchtlingen (IvAF) beim BMAS. 

http://www.frsh.de/seiten-im-hauptmenue/fluechtlingsrat/ueber-uns/
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Der Flüchtlingsrat ist als gemeinnütziger Träger anerkannt und finanziert seine Arbeit aus Mit-

gliedsbeiträgen und Spenden, durch Institutionelle Landesförderung sowie durch zweckge-

bundene öffentliche und private Projektförderungen.  

 

 

Weitere Kooperationspartner*innen des Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein: 

 

Der FÖRDErverein Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. (Vereinsregister-Nr 502 VR 

4094 KI) sammelt Spenden und wirbt Förderer*innen für die Flüchtlingshilfe (siehe: www.foer-

derverein-frsh.de).  

Der l ifeline  ï Vormundschaftsverein im Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V. (Ver-

einsregister-Nr 502 VR 4516 KI) vermittelt und begleitet private Vormundschaften für minder-

jährige unbegleitete Flüchtlinge, schult Mutiplikator*innen und führt weitere Aktivitäten im Rah-

men von Projekten durch (siehe: www.lifeline-frsh.de).  

 

  

http://www.foerderverein-frsh.de/
http://www.foerderverein-frsh.de/
http://www.lifeline-frsh.de/
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Who ist who 

 

Der Verein hatte im Berichtsjahr 127 Mitglieder: zu ca. je einem Drittel Gruppen/Organisationen, 

hauptamtlich Tätige sowie ehrenamtlich engagierte Einzelpersonen. Die Mitgliederversammlun-

gen im Berichtszeitraum fand am 9. September 2017 in Kiel.  

 

Der ehrenamtliche Vorstand:  

Vorsitzender Michael Wulf, Rechtsanwalt, Kiel 

Stellvertr. Vorsitzende Silke Nissen, Diplom-Sozialpädagogin, Drage 

Beisitzerin Sylke Willig, Diplom-Sozialpädagogin, Rieseby 

 

Das hauptamtliche Team bestand 2017 aus: 

Martin Link Geschäftsführung und Netzwerkkoordination  

  Mehr Land in Sicht! 

Riad El-Lawn Kaufmännische Leitung, Geschäftsstelle (bis 30. September) 

Kirstin Strecker Betriebswirtschaftliche Leitung und Stellvertretende Geschäfts-

führerin (ab 16. November 2017) 

Gabriele Köhler   Assistenz Geschäftsstelle und Projektassistenz Dezentrale 

Flüchtlingshilfe 

Dr. Jasmin Azazmah Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, 

  Geschäftsstelle und IQ HS 3 

Elias Elsler Projektleitung, MBSH Flüchtlingsberatung 

Annika Engelke Projektmitarbeiterin, MBSH Flüchtlingsberatung (ab 16. Juni) 

Andrea Dallek  Projektleitung, Dezentrale Flüchtlingshilfe (AMIF) (bis 30. Juni) 

Katharina Perl Projektleitung, Dezentrale Flüchtlingshilfe (AMIF) (ab 16. Juli) 

Swantje Tiedemann Projektleitung, Westküste Ahoi! Vernetzung ehrenamtlicher  

   Flüchtlingshilfe im ländlichen Raum 

Özlem Erdem-Wulff Netzwerkkoordination Mehr Land in Sicht!  

  (Stellenträger Der Paritätische SH) 

Carolin Deitmer Assistenz Netzwerk Mehr Land in Sicht! (Stellenträger 

  Der Paritätische SH)  

Farzaneh Vagdy-Voß  Gesamtkoordination und Koordination HS2, IQ Netzwerk SH 

Nora Lassahn Öffentlichkeitsarbeit, IQ Netzwerk SH 

Carlotta Weyhenmeyer Koordination HS1, IQ Netzwerk SH 

Oxana Schlüter Finanzverwaltung, IQ Netzwerk SH 

Annika Remlein Finanzverwaltung, IQ Netzwerk SH (ab 1. Dezember) 

Gabriel Böning  Projektassistenz, IQ Netzwerk SH Koordination HS1&2  

  (bis 15. Juni) 
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  IT-Projektassistent, IQ Netzwerk SH Koordination HS1&2  

  (ab 16. Juni) 

Maren Stallmann Projektassistenz, IQ Netzwerk SH Koordination HS1&2  

  (ab 15. Juni)   

Armine Sachalyan Assistenz/telefonische Beratung, IQ Netzwerk SH  

  (bis 17. September) 

Anna Lazareva Assistenz/telefonische Beratung, IQ Netzwerk SH  

  (ab 20. November) 

Astrid Petermann Koordination HS3, IQ Netzwerk SH 

Astrid Willer  Projektleitung Teilprojekt diffairenz, IQ Netzwerk SH  

  (bis 30. November) 

Irmgard Poggemann Projektleitung Teilprojekt diffairenz, IQ Netzwerk SH  

  (ab 1. Dezember) 

Dr. Jana Pecenka  Teilprojekt diffairenz, IQ Netzwerk SH 

Dina Khuzhamatova Teilprojekt diffairenz, IQ Netzwerk SH 

Kirstin Strecker Projektassistenz, diffairenz & Koordination HS3, IQ Netzwerk SH 

  (bis 15. November) 

Andrea Scholten Projektassistenz, diffairenz & Koordination HS3, IQ Netzwerk SH 

  (ab 16. November) 

Astrid Willer  Projektleitung Alle an Bord! (ab 1. November) 

Hanna Holler Projektassistenz Alle an Bord! (ab 6. November) 

 

Ehrenamtliche Funktionsträger*innen: 

Solveigh Deutschmann, Nortorf (Härtefallkommission, Medi-Büro Kiel) 

Michael Wulf, Kiel (Härtefallkommission; Vereinsvorsitzender) 

 

Partner*innen in der Geschäftsstelle: 

In der Geschäftsstelle sind darüber hinaus die Beratungsteams der Refugee Law Clinic Kiel 

(Studierende der Rechtswissenschaften an der CAU) tätig. Auch der FÖRDErverein Flücht-

lingsrat Schleswig-Holstein e. V. hat hier seinen Sitz. 

 

Sitz des Flüchtlingsrats: 

Die Kieler Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats im 4. Stock im Sophienblatt 82-86 ist gut an den 

¥PNV (Haltestelle ĂHummelwieseñ) angebunden und der Kieler Hauptbahnhof ist in fußläufi-

ger Nähe. 
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Für integrationsorientierte Aufnahme, gute Beratung für 

alle und berechenbare Solidarität 

Gegen Rassismus und Externalisierung 

 

Tätigkeitsbericht des Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein e. V. 

M Jahr 2017 hat sich der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. engagiert 

 

¶ für die Aufnahme von allen Flüchtlingen aus Herkunfts- und Transitländern und ihr Blei-

berecht. Asylantragsteller*innen in Schleswig-Holstein kamen im Berichtszeitraum v. 

a. aus Afghanistan, Syrien, Irak, Armenien, Jemen, Somalia und der Russischen Fö-

deration 

¶ gegen die Asyl-Nichtanerkennung und Aufenthaltsbeendigung von Schutzsuchenden 

ï insbesondere von Minderheitenangehörigen ï aus dem Westbalkan 

¶ in der Vernetzung von integrationsorientierten Beratungs- und Förderangeboten für 

Geflüchtete 

¶ in Einzel- und Gruppenberatungen für neu eingewanderte oder von Abschiebung be-

drohte Flüchtlinge u. a. zu asyl-, aufenthalts- und sozialen Rechtslagen 

¶ gegen die ausgrenzenden Teile des Integrationsgesetzes und gegen Gesetzesinitiati-

ven zu beschleunigter Abschiebung 

¶ gegen die Dublin-Regelung und gegen die Zurückschiebung von Dublin-Flüchtlingen 

aus Schleswig-Holstein in Dublin-Vertragsstaaten mit erheblichen systemischen Män-

geln und sozialen Versorgungsdefiziten 

¶ in Netzwerken zur Integration in Gesellschaft, Ausbildung und Arbeit von Zuwandern-

den 

¶ in Bildungsangeboten für Institutionen und Betriebe zu den Themen Interkulturelle Öff-

nung und Antidiskriminierung 

¶ mit Fortbildungsangeboten und mit landesweiter informationeller Zuarbeit für haupt- 

und ehrenamtliche Multiplikator*innen und mit Angeboten zur verbesserten Vernet-

zung, Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit 

¶ für die Weiterentwicklung bundes- und landesweiter themenspezifischer Netzwerke 

¶ in Veranstaltungen zur Situation in den Herkunftsstaaten der in Schleswig-Holstein 

Asyl Suchenden, zu Standards integrationsorientierter Aufnahme von Flüchtlingen, zu 

flüchtlingsfeindlicher Gewalt etc. 

¶ gegenüber der amtierenden Landesregierung und dem Landtag in der 18. Legislatur-

periode für eine humanitäre Flüchtlingsaufnahme-, Bleiberechts- und Integrationsför-

derungspolitik 

¶ in den Beteiligungsstrukturen zur Umsetzung des schleswig-holsteinischen Flücht-

lingspakts, in der Härtefallkommission, in der AG Migration und Arbeit Schleswig-Hol-

stein, in der AG Rassismus und Flüchtlinge Schleswig-Holstein, in bundesweiten Fach-

gremien, u. a. der Konferenz der Landesflüchtlingsräte, der BAG PRO ASYL e. V., der 

Fachgruppe Einwanderung, in den Steuerungsgruppen der nationalen Programme 

IvAF-Bleiberechtsnetzwerke und in den IQ Netzwerken 
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Rückblick 2017: Europa und die Welt 

Im Jahr 2017 haben sich die in verschiedenen Weltenregionen existierenden Migrations- und 

Fluchtgründe weiter verschärft. Zum Ende des Jahres zählte das UNHCR 68 Millionen Flücht-

linge. Eine Größenordnung, die allerdings nur beim UN-Hochkommissariat registrierte Flücht-

linge berücksichtigte. Expert*innen schätzen, dass die Gesamtzahl der Binnenvertriebenen 

und außer Landes durch Kriegsgewalt, Gruppen- oder politische Verfolgung in die Flucht Ge-

zwungenen erheblich größer war und ist. Berücksichtigt die Statistik auch die, die wegen 

schwindender Überlebensmöglichkeiten ihre Heimat verlassen müssen, potenziert sich die ge-

schätzte Zahl der durch Wanderung in die Fremde zu Überleben Trachtenden schnell auf gut 

200 Millionen. Aber auch weiterhin gilt, dass 85% der Geflüchteten in den Nachbarländern 

ihrer Heimat Aufnahme finden. Nur 15% versuchen in den Industrieländern Zuflucht zu finden, 

wiederum nur ein Teil davon in Europa. 

Eine konsistente Politik der Völkergemeinschaft der Deeskalation in Kriegsgebieten oder der 

gezielten Bekämpfung von klima- und globalisierungsbedingten Überlebensnöten zeichnete 

sich auch 2017 nicht ab. Stattdessen galt weiterhin allein die Abschottung als das Mantra einer 

europäischen Flüchtlingspolitik. Im Berichtsjahr sind darüber hinaus diverse bi- und multilate-

rale Vereinbarungen bekannt geworden, in deren Folge nach dem Vorbild des sogenannten 

Türkei-Deals nun insbesondere afrikanische Regime die Rolle von Türstehern bei der europä-

ischen Flüchtlingsabwehr übernehmen. 

Die Zahl der Flüchtenden ist nicht geringer geworden, sondern die Schutzsuchenden sind, 

wenn sie nicht auf einer der lebensbedrohlichen Fluchtrouten umgekommen sind, lediglich 

andernorts gestrandet: in jordanischen Massencamps; in libyschen Internierungslagern, in de-

nen Folter, Versklavung und Vergewaltigungen System haben; in miserabel ausgestatteten 

Hotspots auf den griechischen Inseln; in ungarischen und bulgarischen Knästen; in wilden 

Camps entlang der Balkanroute und an den Zäunen spanischer Enklaven in Nordafrika oder 

an der abgeriegelten, schießbefehlbewehrten türkischen Grenze im syrischen Kriegsgebiet 

und massenweise im clandestinen Überlebenskampf in zahllosen Transitstaaten. 

Im Berichtsjahr hat die EU einmal mehr ihre Versuche, Fluchtbewegungen schon im Vorfeld 

zu verhindern, die Bewegungsfreiheit bereits jenseits ihrer eigenen Grenzen einzuschränken 

und Flucht zu erschweren, weiterentwickelt. In Afrika unterstützt die EU, wie 2017 bekannt 

wurde, zahlreiche Regime, die schwere Menschenrechtsverletzungen begehen, mit erhebli-

chen Summen und bildet deren Polizei, Armeen und Paramilitärs aus, damit diese den Flücht-

lingen den Weg nach Europa versperren. Kooperationspartner*innen in dieser Strategie sind 

sowohl kriminelle Milizen im Failed State Libyen. Die algerische Diktatur, die Migrant*innen zu 

zigtausenden in der Sahara verklappt oder Sahel-Regime, die die traditionellen Wanderungs-

routen durch ihre Länder mit Waffengewalt schließen gehören ebenfalls zum Kreise der Part-

ner*innen. Das UNHCR schätzt die infolgedessen in der Wüste elend Umgekommenen auf 

ein Vielfaches der Zahl, die im Mittelmeer einen nassen Tod finden.  

Die viel beschworene ĂFluchtursachenbekªmpfungñ ist auch im Berichtsjahr nicht über den 

Status einer billigen Absichtsbekundung mit dem durchsichtigen und ausschließlichen Kalkül 

hinausgekommen, Schutzsuchende an der Flucht zu hindern. Offenbar bleibt es einfacher, 

Schutzsuchende auszugrenzen und sie kollektiv zu delegitimieren, als in einer komplexen, 

multipolaren Welt Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit durchzusetzen, gerechte Wirt-

schaftsbeziehungen zuzulassen und Kriegen, Armut und Elend Einhalt zu gebieten. 
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Die Abschottungspolitik der EU, immerhin Friedensnobelpreisträgerin, stellte sich auch in 2017 

als aus der Mottenkiste menschenrechtswidriger Flüchtlingsabwehrpolitik gekramten Krimina-

lisierung der zivilen Seenotrettung dar. Tatsächlich war mit besonderer Intensität seit 2015 der 

Einsatz der NGOs überhaupt erst wieder notwendig geworden, weil EU und Mitgliedsstaaten 

sich eher mit menschenrechtswidrigen Push-backs auf dem offenen Meer profilierte und ihrer 

Verpflichtung nicht mehr nachkam, die Flüchtlinge aus gekenterten Seelenverkäufern zu ret-

ten. Solange keine sicheren und legalen Fluchtwege nach Europa geschaffen werden, wird 

das Mittelmeer weiterhin eine tödliche Fluchtroute bleiben. 

Jene, die es dennoch bis nach Europa schafften, wurden in den Frontstaaten der EU in elende 

Behausungen gezwungen oder gleich der Obdachlosigkeit und Wegelagerei anheimgestellt. 

Während auch im Berichtsjahr z.B. in Griechenland der Zugang zu Asylverfahren faktisch un-

möglich blieb, stattete Italien Geflüchtete mit wertlosem Flüchtlingsstatus aus, der aber keiner-

lei Grundlage für soziales Überleben oder Zugang zum Arbeitsmarkt bot. Polen, Ungarn und 

Bulgarien internierten Flüchtlinge, Tschechien und die Slowakei verweigerten jegliche Flücht-

lingsaufnahme. Gleichzeitig bestanden Deutschland und andere europäische Kernstaaten auf 

dem ungerechten Dublin-Verteilungssystem und haben so ihren Anteil an den Eskalationen 

sozialer Problemlagen und zunehmendem flüchtlingsfeindlichen Rassismus in den vermeint-

lich Asyl-zuständigen Mitgliedsstaaten in EU-Randlage. 

In diesem Kontext haben sich die gesellschaftlichen Debatten im Berichtsjahr einmal mehr 

nach rechts und in Richtung eines flüchtlingsfeindlichen Diskurses verschoben. Rassistische, 

islamophobe und rechtsradikale Positionen fanden in Teilen der europäischen Gesellschaft 

vermehrt Gehör und wurden immer weniger als illegitime politische Haltungen hinterfragt, die 

Stimmungslage im öffentlichen Diskurs geriet bisweilen offen rassistisch und aggressiv. In den 

Mitgliedsstaaten der EU haben sich auch im Berichtsjahr islamophobe und flüchtlingsfeindli-

che Parteien konsolidiert und größeren Raum in den Parlamenten eingenommen. Mitglieds-

staaten, die sich prinzipiell einer Beteiligung bei einer abgestimmten europäischen Flüchtlings-

aufnahme verweigern, haben auch 2017 nicht eingelenkt. Nationalismus und Fremdenfeind-

lichkeit erlebten in Europa einen Aufschwung, während Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und 

Menschenrechte unter Druck gerieten.  

Zur Wirklichkeit europäischer Politik gehört aber auch eine allerdings asymmetrische Gleich-

zeitigkeit des Ungleichzeitigen, bei der auf der einen Seite die Institutionen der Abschottung 

gleichsam hoch gerüstet wurden und andererseits aber auch die Strategien der gezielten Un-

terstützung von Geflüchteten bei der sozialen und arbeitsmarktlichen Integration in spezifi-

schen Förderprogrammen fortgeführt wurden. 

Bundesrepublik Deutschland 

In dieser Gemengelage hat sich 2017 auch die deutsche Flüchtlingspolitik verschärft. Im Nach-

gang zu den Bundestagwahlen scheiterten die Versuche zur Bildung einer Jamaika-Koalition 

nicht zuletzt an Fragen der Ausgestaltung einer humanitären Flüchtlings- und liberalen Ein-

wanderungspolitik. Politikvertreter*innen wurden kleinmütiger angesichts von Angriffen rechter 

Rattenfänger*innen, die mit organisierten Hasskampagnen, Shitstorms und Fake News die 

Gesellschaft vertikal zu spalten versuchten, Flüchtlinge zu einer Gefahr für die deutsche Ge-

sellschaft stilisierten und ï zunächst vor allem noch in Umfrageergebnissen ï die politischen 

Verhältnisse nachhaltig veränderten.    

Inzwischen wurde seitens rassistischer Protagonist*innen gar nicht mehr in Frage gestellt, 

dass es Migrationsbewegungen zu allen Zeiten gegeben hat, und dass diese oftmals gesell-

schaftliche Entwicklungen bereichert und mitgestaltet haben. Viel mehr wurden integrationso-

rientierte Potenziale geleugnet und insbesondere der behaupteten Mehrheit der fluchtbedingt 
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einwandernden Muslime die Motivationen abgesprochen, eine positive zuwanderungspoliti-

sche Dynamik zu befördern. Im Zuge eines sich auf islamfeindliche Überzeugungen in großen 

Teilen der Gesellschaft stützenden Diskurses von Teilen der politischen Klasse wurde kalku-

liert ausgeblendet, dass die Aufnahme und der Schutz von Flüchtlingen im Grundgesetz sowie 

in verbindlichen internationalen Abkommen verankert sind und nicht leichtfertig abgewertet 

werden dürfen.  

Gleichzeitig konnten im Berichtsjahr auch zahllose Initiativen der solidarischen Flüchtlingshilfe 

ihre Arbeit konsolidieren, sich im innenpolitischen Diskurs Gehör verschaffen und national und 

europaweit im Interesse ihrer Zielgruppen vernetzen. Die politische Lobbyarbeit der Flücht-

lingsbewegung hat sich erfolgreich in den Debatten um anstehende oder gelaufene Wahlen 

ins Gespräch gebracht, im Rahmen ihrer Möglichkeit mediale Gegenöffentlichkeit geschaffen 

und bisweilen sogar konstruktiv in Verwaltungsabläufe einbringen und mäßigend in Rechts-

entwicklungsprozesse Einfluss nehmen können. 

Die solidarische Flüchtlingsbewegung war längst z.T. federführender Teil von erfolgreichen 

heterogenen Netzwerkstrukturen, die sich auf Grundlage von Bundes- und EU-Förderungen 

der nachhaltigen Integration und Bleiberechtssicherung u.a. von bleiberechtsungesicherten 

Migrant*innen mit und ohne Fluchthintergrund verschrieben haben. Die Ergebnisse dieser 

auch im Berichtszeitraum nicht allein die humanitären und integrationspolitischen Interessen 

der Geflüchteten, sondern auch demographische Entwicklungen und wirtschaftliche Bedarfe 

der Aufnahmegesellschaft berücksichtigenden Strategie, sind inzwischen Blaupausen für eine 

konsistente Arbeitsmarktförderungspolitik.  

Dennoch ist am Ende des Jahres 2017 mehr als absehbar, dass wir mehr denn je eine breite 

Bewegung von unten brauchen, die die ĂWillkommenspolitikñ offensiv gegen tendenziöse In-

teressen verteidigt, die die Mythen der geplanten Externalisierungspolitik demaskiert, den 

Rechten die Stirn bietet und die demokratischen Werte der offenen Gesellschaft, die Chan-

cengerechtigkeit für alle verspricht, hochhält. 

Aufgeschreckt von Wahlerfolgen rechtsradikaler Parteien wurde der Schutzanspruch von 

Flüchtlingen im Berichtsjahr zunehmend infrage gestellt. Reizwºrter wie ĂGhettobildungñ, ĂIn-

tegrationsverweigererñ, ĂAsyltourismusñ, ĂParallelgesellschaftenñ oder ĂAbschiebungsverhin-

derungsindustrienñ dienten interessierten Akteur*innen in Politik und Medien dazu, den Boden 

zu bereiten für eine restriktive Rechts- und Verordnungslage und dafür, menschenrechtliche 

Standards zu demontieren.  

Tatsächlich aber fehlte den o.g. destruktiven Zuschreibungen jede empirische Grundlage. Ge-

flüchtete leben keineswegs selbstgewählt in abgeschlossenen sozialen Räumen, um sich ei-

ner aktiven Teilhabe an der lokalen nachbarschaftlichen Gesellschaft zu verweigern. Soweit 

sich Geflüchtete ï zumal an wohnverpflichten Adressen ï in ihre Communities zurückziehen, 

oder sie nicht an Sprach- oder Arbeitsförderungsmaßnahmen teilnehmen, ist dies i.d.R. haus-

gemacht. Ursächlich sind hierfür allzu oft Erfahrungen der Zurückweisung und Ausgrenzung 

von autochthoner Seite im sozialen Alltag, ein für Geflüchtete unzugänglicher Wohnungsmarkt 

oder der amtlich verweigerte Zugang in ein Erwerbsleben, das Unabhängigkeit von Leistungen 

der öffentlichen Hand und materielle Grundlagen für eine nachhaltige Integration ermöglichen 

würde. 

Die im Berichtsjahr nur noch als ĂFl¿chtlingskriseñ transportierte politische Debatte hat begon-

nen, eine systematische Negierung der Flüchtlingszuwanderung, die Abwertung ihrer Integra-

tionspotenziale und den sozialen Konkurrenzmythos in der gesellschaftlichen Wahrnehmung 

zu befördern. Kriege, Verfolgung, Menschenrechtsverletzungen und andere Fluchtursachen 
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wurden dagegen ausgeblendet. Tatsächlich hatten und haben wir es mit einer Humanitätskrise 

zu tun: sowohl mit Blick auf die Betroffenheit der Opfer in und aus den Kriegsherkunftsländern 

wie Syrien, Afghanistan oder Irak; auf die von den Klima- und Globalisierungsfolgen ruinierten 

nationalen Gesellschaften und inzwischen nicht mehr zu leugnen auch mit Blick auf die in 

einigen europäischen Aufnahmeländern, wo Flüchtlinge systematisch rechtlich und sozial aus-

gegrenzt und z.T. gewalttätig diskriminiert werden. 

In Deutschland wurde im Berichtsjahr ï wie mittlerweile in der gesamten EU ï die sinkende 

Zahl von Asylsuchenden allenthalben als Erfolg gewertet und suggeriert, die Abschottungspo-

litik bedinge, dass es weniger Flüchtlinge gäbe. Inzwischen ist dies eine beliebte, Ursachen 

und Wirkungen auf den Kopf stellende Lesart komplexer flüchtlingspolitischer Problemlagen. 

Insgesamt stand die bundespolitische Debatte über Flüchtlings- und Einwanderungspolitik im 

Berichtsjahr nicht unwesentlich unter dem Eindruck von erstarkenden rechtsextremistischen 

Kräften, die in weitere Landesparlamente einzogen und seit Herbst 2017 auch im Bundestag 

Mandate ergattert haben. 

Auf bürokratischer Ebene hat sich im Berichtszeitraum die Absenkung von Asylquoten offen-

sichtlich Schutzbedürftiger durch das zuständige Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

(BAMF) fortgesetzt. Auch die Gerichte waren ï abgesehen von Klagen syrischer Asylsuchen-

der ï nicht wirklich interessiert, diese Quoten zu korrigieren. Die in der Folge 2017 steigende 

Zahl der im Asylverfahren Gescheiterten und der gleichzeige regelmäßige Verweis auf ver-

meintlich hohe Zahlen Ausreisepflichtiger suggerierte unbefangenen Beobachtenden, die 

meisten Asylsuchenden seien keine Ăechtenñ Fl¿chtlinge, sondern Glücksritter mit insbeson-

dere wirtschaftlichen Interessen. 

Im Bereich der Familienzusammenführung wurden weitere Restriktionen bereits im Berichts-

jahr geplant. Für von Tod und Folter bedrohte Menschen (amtlich: ĂSubsidiªr Schutzberech-

tigteñ) blieb der Rechtsanspruch auf Familienzusammenführung auch 2017 weiterhin ausge-

setzt. 

Insbesondere neue Gesetzespakete zur Beschleunigung von Asylverfahren und solche mit 

dem Ziel der Vereinfachung aufenthaltsbeendender Maßnahmen gingen 2017 einher mit der 

Weiterentwicklung eines Systems, das bei ausreisepflichtigen Personen die Bereitschaft zur 

freiwilligen Ausreise befördern sollte. Spezielle Einrichtungen wurden hierzu in den Bundes-

ländern etabliert. Erfolge, soweit es sie gab und gibt, hatten diese Rückkehrförderungsange-

bote v.a. bei im Asyl chancenlosen Geflüchteten aus sogenannten sicheren Herkunftsländern.  

Als eine weitere Strategie zur Förderung der freiwilligen Ausreise haben die Ausländerverwal-

tungen in 2017 die systematische Entwertung von Integrationsleistungen identifiziert, indem 

z.B. regelmäßig Beschäftigungserlaubnisse und für die nachhaltige Ausbildungs- und Er-

werbsintegration notwendige Aufenthaltsentscheidungen verweigert und damit die Inan-

spruchnahme aufenthaltsgesetzlicher Möglichkeiten zur Bleiberechtsverfestigung unterlaufen 

wurden.  

Ein Pilotprojekt einiger Wohlfahrtsverbände mit dem BAMF zur Erprobung optimaler Systeme 

von Asylverfahrensangeboten insbesondere in Landesunterkünften ist weitgehend geschei-

tert, weil das Bundesinnenministerium die Veröffentlichung der Ergebnisse unterdrückt. 

 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein trug 2017 vor und nach dem Regierungswechsel im Mai die Strategie einer 

zunehmend restriktiven Flüchtlingspolitik nur eingeschränkt mit. Rhetorisch orientiert sich die 
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Jamaika Koalitionsvereinbarung ï abgesehen von dem Thema Abschiebungen und Abschie-

bungshaft ï der neuen Landesregierung vom 16. Juni 2017 erkennbar nicht an der bundespo-

litischen Linie.  

Auch nach dem im Frühjahr zu Ende gegangenen Afghanistan-Abschiebestopp blieben Ab-

schiebungen nach Afghanistan weitgehend ausgesetzt. Ein verbessertes Angebot unabhängi-

ger Asyl-Verfahrensberatung wurde von Jamaika ebenso angekündigt, wie eine definitorische 

Festlegung der Erfüllung von Mitwirkungspflichten Geflüchteter. Ebenso gehörten die Landes-

förderung für die migrantische Selbstorganisation und die Förderung der arbeitsmarktlichen 

Integrationsförderung von bleiberechtsungesicherten Geflüchteten zu den Ankündigungen. 

Immerhin Letzteres wurde schon Ende 2017 mit einem neuen Landesförderprogramm Alle an 

Bord! auf Schiene gesetzt. Ein schon im Herbst 2017 gestellter Antrag auf Landesförderung 

einer ebenfalls im Koalitionsvertrag versprochene Clearingstelle für Papierlose ist aber bis 

dato im Dickicht ministerieller Unzuständigkeitsbehauptungen stecken geblieben. 

Noch die Vorgängerlandesregierung hatte erfolgreich Kirchenasyl-gebende Gemeinden in den 

kritischen Fokus des BMI geschoben und so in der kirchlichen Flüchtlingshilfe für erhebliche 

Irritationen gesorgt, weil vom sogenannten Kirchenasyl vor allem Dublin-Verordnungsfälle pro-

fitierten. Als Weiterentwicklung des vom Innenministerium umgesetzten Integrierten Rückfüh-

rungsmanagements mit dem Schwerpunkt auf die Landesunterkunft für Ausreisepflichtige 

(Luka) in Boostedt und der intensivierten Beratung zur sogenannten freiwilligen Rückkehr hat 

die neue Landesregierung 2017 das Projekt einer norddeutschen Abschiebungshaft unter Fe-

derführung Schleswig-Holsteins in Angriff genommen. 2020 soll die Einrichtung ihren Betrieb 

in Glückstadt aufnehmen. 

Die Mitglieder und Kooperationspartner*innen des Flüchtlingsrates bemängelten im Berichts-

jahr mit Blick auf einige spezielle kommunale Ausländerbehörden z.T. brachiale Praktiken 

beim Vollzug von Aufenthaltsbeendigungen. Regelmäßig Probleme mit dem Verwaltungshan-

deln hatten die Partner*innen in den vom Flüchtlingsrat koordinierten Arbeitsmarktnetzwerken 

darüber hinaus mit der Praxis, insbesondere bürokratische Hürden zu errichten, offenbar um 

Zugänge in Ausbildung und Arbeit zu vereiteln ï und damit Betroffene weiterhin in Abhängig-

keit von Leistungen der öffentlichen Hand zu zwingen. 

Bei und trotz alledem ist es dem Flüchtlingsrat auch 2017 gelungen, den regelmäßigen, bis-

weilen kritischen, Dialog mit der Landesregierung, insbesondere den Ministerien für Inneres, 

für Soziales, für Arbeit und der Staatskanzlei, sowie mit den im Landtag vertretenen Fraktionen 

und den Beauftragten des Landtages aufrecht zu erhalten bzw. zu intensivieren.  

Ihren satzungsgemäßen Zielen sind die Mitglieder, Asylberatung, Schulungen, öffentliche Ver-

anstaltungen und das Team des Flüchtlingsrates auch im Berichtsjahr 2017 einmal mehr er-

folgreich durch vielfältige Aktivitäten und Angebote vor Ort in Städten und Gemeinden für und 

mit Geflüchteten gerecht geworden. Der öffentliche, der mediale und der nachbarschaftliche 

Blick auf Geflüchtete und die Bereitschaft von Zuwandernden und Autochthonen mit Wert-

schätzung und Respekt aufeinander zuzugehen haben in Schleswig-Holstein trotz allem die 

Lebens- und Arbeitsbedingungen für alle Beteiligten positiv bestimmt. Die Vernetzung mit Ko-

operationspartner*innen aus den Bereichen von Initiativen, Verbänden, Wirtschaft und Politik 

im Zuge unterschiedlichster Projekte war u. E. demnach zielführend und hat nicht unwesentlich 

zu diesem Erfolg beigetragen.  
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Politische Veranstaltungen und Öffentlichkeitsarbeit 

 

Im Berichtsjahr 2017 fand Öffentlichkeitsarbeit in diversen Veranstaltungen und Publikationen 

sowie durch die online-Angebote (Websites, E-Mail Newsletter etc.) der Projekte statt. Die 

Geschäftsstelle unterstützt diese Öffentlichkeitsarbeit operativ, aber besonders auch indem 

sie zentrale Themen und gemeinsame Anliegen der Projekte verknüpfte und koordinierte. Die 

Öffentlichkeitsarbeit profitierte dabei besonders von der 2016 geschaffenen und im Berichts-

jahr durch Jasmin Azazmah besetzte Personalstelle, die in alle öffentlichkeitsrelevanten Pro-

zesse eng eingebunden war. Viele erfolgreiche Aspekte der Öffentlichkeitsarbeit speziell in 

den Bereichen interkulturelle Öffnung und Antidiskriminierung wurden fortgeführt und ausge-

weitet. Die Landtagswahlen im Mai 2017, die anschließenden Koalitionsverhandlungen und 

die Bundestagswahlen im September 2017 stellten dabei wichtige Arbeitsschwerpunkte dar. 

Im Berichtsjahr wurden eine Reihe von Publikationen entwickelt, koordiniert und her-

ausgegeben. 

Das ĂMagazin für Migration und Flüchtlingssolidarität in Schleswig-Holstein ï Der 

Schlepperñ ist im 21. Jahrgang vom Projekt ĂDezentrale Fl¿chtlingshilfeñ herausgegeben wor-

den. Im Berichtszeitraum entstanden insgesamt vier Ausgaben: Nr. 83 ĂLandtagswahl in 

Schleswig-Holstein ï Frauen zwischen Gewalt und Befreiung ï Türkei, Jemen und andere 

¦berlebensgefahrenñ (Auflage 2.500), Nr. 84/85 ĂNach der Landtagswahl ist vor der Bundes-

tagswahl ï Abschiebung, Waffenhandel und andere Leidkulturenñ (Auflage 2.500) gemeinsam 

mit dem Tag des Flüchtlings 2017 von Pro Asyl, die Herbstausgabe Nr. 86 ĂAbschiebungen: 

Lehren aus Kirchbarkau ï Forderungen zur Bundestagswahl 2017 ï Frauen auf der Fluchtñ 

(Auflage 2.500) sowie die Winterausgabe Nr. 87/88 ĂSchichtwechsel: Leuchtturm des Nordens 

ï Strategiewechsel: Abschiebungsgefängnis Glückstadt ï Paradigmenwechsel: Koalitionsver-

tragñ (Auflage 2.500). Letztere wurde allerdings erst im März 2018 in Umlauf gebracht. Das 

Magazin wird von ca. 600 Personen und Organisationen abonniert. Die im Vorjahr unter Lei-

tung der neuen Personalstelle Öffentlichkeitsarbeit etablierten Redaktionsrichtlinien und Ab-

läufe konnten konsolidiert und weiterentwickelt werden. 

Der 2013 gestartete Newsletter ĂDas Beibootñ konnte im Berichtsjahr mit lediglich zwei Aus-

gaben keine erhebliche Wirkung entwickeln. Die personellen und zeitlichen Ressourcen, die 

für eine konzeptionelle Überarbeitung und ein kontinuierliches und qualitativ hochwertiges In-

formationsangebot durch Das Beiboot benötigt würden, konnten im Berichtsjahr nicht aufge-

bracht werden. Wir hoffen Das Beiboot in Zukunft mit ehrenamtlicher Unterstützung in einem 

sechs- bis achtwöchigen Turnus herauszugeben.  
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Die Mailingliste [flucht-sh] war wiederum hochfrequentiert und stellt ein etabliertes und wichti-

ges landesweites Kommunikationsmittel für die in der Migrations- und Flüchtlingsarbeit Täti-

gen dar. Die Liste erreicht 1.684 Abonnement*innen und enthielt 2017 insgesamt 913 Nach-

richten. U. a. Dokumente mit rechtlichem Inhalt oder Hintergrundinformationen zu den Her-

kunftsländern der Zielgruppen, Erlasse, Beratungs- und Unterstützungsangebote, Veranstal-

tungshinweise, Literaturtipps sowie Stellenangebote und anderen migrations- und flüchtlings-

politische Informationen wurden über die Mailingliste verteilt. 

Aufbauend auf das im Vorjahr in Zusammenarbeit mit diversen Kooperationspartner*innen 

entwickelte ĂGrünbuch 1.0ñ wurden im Berichtjahr das ĂGrünbuch 2.0ñ publiziert. Unter dem 

Titel ĂIntegration, Teilhabe und Zusammenhalt?ñ stellt es zu verschiedenen zuwande-

rungs-, flüchtlings- und integrationspolitischen Themen die Expertise von in der Migra-

tions- und Flüchtlingsarbeit Engagierten, Institutionen, Vereinen und Verbänden zur 

Diskussion. Es diente damit den ï soweit noch unentschlossenen ï Wähler*innen als 

Orientierungshilfe, aber auch Parteienvertreter*innen als Argumentationshilfe für poli-

tische Auseinandersetzungen im Wahlkampf und für bevor-

stehende Koalitionsverhandlungen. 

Ein ĂGrünbuch 3.0ñ zur Bundestagswahl 2017 erschien als Son-

derteil der Nr. 86 von Der Schlepper. Es enthielt Material für eine 

flüchtlings- und migrations- informierte Wahlentscheidung bei der 

Bundestagswahl 2017. Aus der Perspektive schleswig-holsteini-

scher Organisationen und Institutionen richten die Autor*innen 

des Grünbuchs 3.0 Forderungen an die Parteien, die Kandidat*in-

nen und die Bundespolitik. Die Geschäftsstelle koordinierte auch 

für die 2017 erschienen Grünbücher die Autor*innenkontakte. Sie 

leistete die redaktionelle Bearbeitung sowie Layout und Druck der 

Publikationen.  

Im April 2017 wurde unter dem Titel ĂFlüchtlingshilfe aktuellñ 

eine Handreichung mit ĂInformationen f¿r afghanische Gefl¿chtete und ihre Unterst¿tzer*innen 

in Schleswig-Holsteinñ vom Fl¿chtlingsrat verºffentlicht. Die Handreichung fasst wichtige und 

aktuelle Informationen über das Asylverfahren und Beratungsstellen für Betroffenen zusam-

men. Entsprechend ist die Handreichung auf Deutsch und Dari erschienen. Die Handreichung 

wurde gezielt an Migrationsfachdienste, Rechtsanwält*innen und Beratungsstellen verschickt. 

Die Online-Medien werden vom Flüchtlingsrat weiterhin mit sehr wenig Ressourcen und noch 

nicht völlig bedarfsgerecht betreut. Die Verknüpfung der Homepage mit Sozialen Medien wie 

Facebook und Twitter wird zunehmend systematisiert, funktioniert allerdings noch nicht opti-

mal. Auch hier sind fehlende personelle und zeitliche Ressourcen Gegenstand strenger Kos-

ten-Nutzen-Abwägungen. Auf dem YouTube-Kanal des Flüchtlingsrats wurden im Berichtsjahr 

sieben Inhalte veröffentlich, die bei der Veranstaltung ĂAspekte gelungener Integrationñ im 

Februar 2017 entstanden und zwischen fünf und 74 Aufrufe hatten. Die Veranstaltung und die 

hier erzielten Arbeitsergebnisse wurden auch in einer Publikation des Projekts Mehr Land in 

Sicht! dokumentiert. 

Auch mit verschiedenen politischen und kulturellen Veranstaltungen richtete sich der 

Flüchtlingsrat im Berichtsjahr an die Öffentlichkeit. Dabei wurden Veranstaltungen für un-

terschiedliche Zielgruppen und in diversen Formaten teilweise in Kooperation mit strategi-

schen oder lokalen Partner*innen ausgerichtet. 
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Einer der thematischen Schwerpunkte des Berichtsjahrs lag auf dem Herkunftsland Afghanis-

tan. Am 23. März fand in Geesthacht-Düneberg in Kooperation mit dem Ev.-Lutheranischen 

Kirchenkreis Lübeck-Lauenburg ein Diskussionsabend mit dem Titel ĂAfghanistan ist nicht 

sicher! Keine Abschiebungen nach Afghanistanñ statt. Die Veranstaltung drehte sich um 

Rücknahmeabkommen der Bundesregierung, die Situation in Afghanistan, Rückkehrrisiken 

und die Positionen des Landes Schleswig-Holstein sowie der Kirchen. Referent*innen und 

Diskutant*innen waren Thomas Ruttig (Kodirektor des Afghan Analyst Network), Martin Link 

(Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V.), und Pastorin Dietlind Jochims (Flüchtlingsbeauftragte 

der Ev. Luth. Nordkirche). Moderiert wurde die Veranstaltung von Elisabeth Hartmann-Runge, 

Flüchtlingsbeauftragte des Kirchenkreises Lübeck-Lauenburg). Die Veranstaltung fand zwei-

sprachig (Deutsch und Dari) statt.  

Am 16. Mai richtete der Flüchtlingsrat gemeinsam mit dem Landesbeauftragten für Zuwande-

rungsfragen und dem Regionalen Bildungszentrum Technik die Fachveranstaltung ĂNach 

dem Abschiebestopp ï Fachveranstaltung zur Lage und zur schleswig-holsteinischen 

Verwaltungspraxisñ in Kiel aus. Die Veranstaltung richtete sich ausschlieÇlich an Berater*in-

nen aus Migrationsfachdiensten und anderen Unterstützungsstrukturen für Flüchtlinge, an An-

wält*innen und Mitarbeiter*innen der Ausländerbehörden und Jugendämter. Ziel war es auf 

die Innenministerkonferenz im Juni und den Tagesordnungspunkt ĂAfghanistanabschiebun-

genñ vorzubereiten. Katja Ralfs vom Landesinnenministerium gab einen Input zur künftigen 

Verwaltungspraxis in Schleswig-Holstein. Afghanistan-Expertin Friederike Stahlmann ver-

schaffte den Teilnehmer*innen einen Überblick zur aktuellen politischen Lage und diskutierte 

Fluchtgründe sowie absehbare Rückkehrgefährdungen. Die Veranstaltung hatte etwa 100 

Teilnehmer*innen. 

 

Vortrag bei der Fachveranstaltung ĂNach dem Abschiebestopp ï Fachveranstaltung zur Lage und zur 

schleswig-holsteinischen Verwaltungspraxisñ in Kiel 

 

Schließlich rief der Flüchtlingsrat am 10. Juni im Bündnis mit rund 50 Unterstützer*innen ge-

meinsam zur Demonstration ĂBleiberecht für alle Afghanen! Für eine offene Gesellschaft!ñ 

auf. Die Demonstration startete am Hauptbahnhof in Kiel und führte zum Landeshaus in Kiel 

Düsternbrook. Etwa 1.000 Personen nahmen laut lokalen Medienberichten teil. Die Unter-
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zeichner*innen des Aufrufs riefen zu einer Verlängerung des Abschiebestopps auf, denn Ab-

schiebungen nach Afghanistan sind humanitär nicht zu verantworten und dürfen vom Land 

nicht durchgeführt werden. Die Forderungen lauteten: 

¶ Keine Abschiebungen von afghanischen Geflüchteten! 

¶ Regelmäßiges Bleiberecht für afghanische Flüchtlinge nach den Möglichkeiten des 

Aufenthaltsgesetzes (insbes. § 25, Abs. 5, AufenthG)! 

¶ Öffnung von Integrationsmaßnahmen für alle afghanischen Staatsangehörigen! 

 

 

ca. 1.000 bei der Demonstration ĂBleiberecht f¿r alle Afghanen! F¿r eine offene Gesellschaft!ñ 

Zum Themenschwerpunkt ĂLandtagswahlñ fand am 4. April das Hearing ĂFlüchtlings-, Migra-

tions- und Integrationspolitik in Schleswig-Holsteinñ statt. Es wurde in Kooperation mit 

dem Antidiskriminierungsverband Schleswig-Holstein (advsh e. V.), dem Landesbeauftragten 

für Zuwanderungsfragen, der Diakonie Schleswig-Holstein, der Zentralen Bildungs- und Bera-

tungsstelle (ZBBS e. V.), dem IQ Netzwerk Schleswig-Holstein, lifeline e. V, dem Projekt Mehr 

Land in Sicht!, der Türkischen Gemeinde Schleswig-Holstein und mit contra (Fachstelle gegen 

Frauenhandel in Schleswig-Holstein) veranstaltet. Diskutiert wurde das Grünbuch 2.0, wel-

ches die flüchtlings- wie migrationspolitischen Positionen der bei den Landtagswahlen kandi-

dierenden Parteien darstellt. Bei der Abendveranstaltung im Landeshaus in Kiel kamen Wäh-

ler*innen sowie Zugewanderte mit den Herausgeber*innen des Grünbuchs 2.0 zusammen, um 

die Pläne der Parteien für die Aufnahme, den Schutz und die Integration von Einwandernden 

in Schleswig-Holstein in der kommenden Legislaturperiode zu diskutieren. Stefan Schmidt, 

Beauftragter für Flüchtlings-, Asyl- und Zuwanderungsfragen des Landes Schleswig-Holstein, 

begrüßte die Teilnehmenden. Referent*innen waren Martin Link (Flüchtlingsrat Schleswig-Hol-

stein e. V.), Doris Kratz-Hinrichsen (Diakonisches Werk Schleswig-Holstein), Torsten Döhring 

(Stellvertretender Zuwanderungsbeauftragter SH) und Astrid Willer (IQ Netzwerk SH). Ihre In-

puts behandelten die Themen Flüchtlingsaufnahme und Integration, Ausländerrechtliche As-

pekte auf Landesebene und Politik der Einbürgerung sowie Interkulturelle Öffnung und Anti-

diskriminierung. Diskutant*innen der Podiumsdiskussion waren Eka von Kalben MdL (B 

90/DIE GRÜNEN), Marianne Kolter (DIE LINKE), Anita Klahn MdL (FDP), Angelika Beer MdL 

(PIRATENPARTEI), Özlem Ünsal MdL (SPD) und Flemming Meyer MdL (SSW).  
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An die Landtagswahlen und die Regierungsbildung schlossen sich weitere Veranstaltungen 

mit den Landtagsfraktionen und Landespolitiker*innen an, um den im Grünbuch diskutierten 

Handlungsbedarfen in der neuen Legislaturperiode Beachtung zu verschaffen. So lud der 

Flüchtlingsrat gemeinsam mit dem Weltladen Top21 Elmshorn am 22. September zur Abend-

veranstaltung ĂIntegrationspolitik 2017-2022ñ zur Podiumsdiskussion in Elmshorn ein. Bar-

bara Ostmeier (CDU), Beate Raudies (SPD), Aminata Touré (Bündnis 90/ die Grüne), Kay 

Richert (FDP) und Lars Harms (SSW) diskutierten mit den Teilnehmer*innen angeregt dar-

über, wie die Aufnahme und Integration von Flüchtlingen in den nächsten Jahren gestaltet 

werden soll, wie Schleswig-Holstein dabei mitwirken kann, Fluchtursachen zu bekämpfen und 

welche Konzepte zur Organisation und Förderung von Integration Erfolg versprechen. Im Mit-

telpunkt der Veranstaltung stand das Interesse vieler Teilnehmer*innen daran, was sich in der 

Integrationspolitik ändern wird und was gleichbleiben soll. 

Der Rechtsruck nach den Parlamentswahlen in verschiedenen EU-Mitgliedsstaaten und die 

damit verbundene Neuausrichtung der europäischen Flüchtlingspolitik bildete einen weiteren 

thematischen Schwerpunkt der Arbeit des Flüchtlingsrats im Berichtsjahr. In diesem Kontext 

fand auch die Veranstaltungsreihe ĂWertewandel ï Die Abschottung Europas gegen 

Schutzsuchendeñ statt. Gemeinsam mit dem Landesbeauftragten f¿r Zuwanderungsfragen 

fanden zwischen Oktober und Dezember fünf Abendveranstaltungen im Landeshaus in Kiel 

statt. Sechs beschlagene Referent*innen berichteten aus den 

Höllen der Flüchtlingswirklichkeit an den Rändern Europas 

und in Afrika und diskutierten mit den Veranstaltungsteilneh-

mer*innen. Leitende Fragen der Reihe waren: Wie passt die 

Kollaboration mit marodierenden Kriminellen und Diktatoren 

bei der hemmungslosen Flüchtlingsabwehr in den Werteka-

non der Friedensnobelpreisträgerin EU und ihres Selbstver-

ständnisses als Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 

Rechts? Welche Alternativen stellen sich sowohl für eine eu-

ropäische wie nationale Fluchtursachenbekämpfungs- und 

Flüchtlingsaufnahmepolitik? 

 

Die Veranstaltungen der Reihe  

¶ ĂDie Situation unfreiwillig Zurückgekehrter und die Selbst-

organisation von Abgeschobenen in Maliñ mit Mamadou 

Konaté (Association Malienne des Expulsés) am 24. Oktober 

¶ ĂDiktatoren als Türsteher Europas ï Wie die EU ihre 

Grenzen nach Afrika verlagertñ mit Christian Jakob am 7. No-

vember 

¶ ĂEuropa riegelt ab ï Humanitär-medizinische Konsequen-

zen für Flüchtende weltweitñ mit Dr. Tankred Stºbe ( rzte 

ohne Grenzen) am 21. November 

¶ ñUnsicherheitsfaktor Griechenland ï Flüchtlinge im europäischen Transitñ mit Salinia 

Stroux (Refugee Support Program Aegean) am 30. November 

 

¶ ĂDer lange Arm der Abschottung ï Situation von Geflüchteten auf Sizilienñ mit Judith 

Gleitze (Borderline Europe) und ĂZivile Seenotrettung von Flüchtenden und die Krimi-

nalisierung von Rettungsorganisationenñ mit Michael Schwickart (Sea-Watch) am 19. 

Dezember 
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Auch die Bildungsangebote der ĂDezentralen Schulungsreihe Verfahrensberatungñ wurden 

2017 fortgeführt. Die Reihe informierte über rechtliche Grundlagen und jüngere rechtspoliti-

sche Entwicklungen, um dem steigenden Beratungsbedarf von mehr Asylsuchenden im Bun-

desland Rechnung zu tragen. Die Schulungsreihe arbeitete den hauptamtlichen Berater*innen 

dabei zu, Fragen des Asylverfahrens und weiteren in diesem Zusammenhang relevanten The-

men zu beantworten. Sie startete im vierten Quartal 2016 und fand an vier Standorten statt 

(Lübeck, Kiel, Itzehoe und Flensburg). Im Vordergrund stand die Wissensvermittlung (Grund-

lagen) und die Schulung zur Anwendung und Vertiefung des Wissens durch Fallübungen und 

den Praxisbezug sowie die Förderung der kollegialen Beratung und regionalen Vernetzung. 

Den Teilnehmenden wurde für jede Veranstaltung ein Reader zur Verfügung gestellt. Die Bil-

dungsarbeit wurde in Kooperation mit der Landesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrts-

verbände und dem Beauftragten für Flucht-, Asyl- und Zuwanderungsfragen des Landes 

Schleswig-Holstein realisiert. 

 

Im Berichtsjahr fanden folgende Schulungseinheiten statt 

¶ Asylverfahren am 2. Februar in Flensburg 

¶ Umgang mit Traumatisierten am 18. Januar in Itzehoe, am 9. Februar in Flensburg, am 

22. Februar in Lübeck, 

¶ Alternativen zu Asylverfahren am 25. Januar in Itzehoe, am 16. Februar in Flensburg 

 

Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein setzte sich auch auf Seiten der Sozialpolitik für verbes-

serte Integrationsbedingungen ein. Er unterstützte u. a. die Kampagnen des DGB zum Tag 

der Arbeit am 1. Mai. Unter dem Motto ĂWir sind viele ï wir sind eins!ñ rief er mit auf zur 

landesweiten Teilnahme an Demonstrationen und anderen Aktionen. Für eine gelungene ge-

sellschaftliche Integration von Geflüchteten forderte der Flüchtlingsrat u. a. eine faire Auf-

nahme in den Arbeits- und Ausbildungsmarkt. Zu den Forderungen anlässlich des Tags der 

Arbeit zählten ein flächendeckender, geeigneter und berufsbezogener Sprachunterricht und 

der Zugang zu langfristig angelegten sowie auf die Bedarfe der Betroffenen zugeschnittenen 

Qualifizierungsmaßnahmen. 

Auch zur Demonstration ĂWeôll come unitedñ rief der Fl¿chtlingsrat mit auf. Bei diesem Anlass 

demonstrierten ca. 7.500 Menschen in Berlin gegen zunehmenden Rassismus und eine Asyl- 

und Flüchtlingspolitik, die mehr und mehr auf Abschottung und Abwehr von Schutzsuchenden 

setzt. Dem Aufruf des Bündnisses aus Initiativen von Personen aus verschiedenen sozialen, 

antirassistischen und politischen Netzwerken schloss sich der Flüchtlingsrat an, um mehr Teil-

habe, Gleichberechtigung und Solidarität für Geflüchtete einzufordern. Der Protestzug war v. 

a. von Geflüchteten und migrantischen Organisationen geprägt. 

Neben politischen Vorträgen, Diskussionen und Demonstrationen trugen auch verschiedene 

kulturelle Angebote des Flüchtlingsrats zu seiner Öffentlichkeitsarbeit und seinem politischen 

Bildungsangebot bei. 

¶ Am 21. Februar luden die Heinrich-Böll-Stiftung SH, die ZBBS und der Flüchtlingsrat 

zur Lesung von Marc Engelhardt in die Alten Mu Impuls Werk e.V. in Kiel ein. Der 

Herausgeber las aus dem Buch ĂDie Fl¿chtlingsrevolutionñ. 

¶ Am 4. Juli zeigte das Studio Filmtheater in Kiel den Film ĂInnen Lebenñ (Insyriated). 

Anschließend diskutierten die Zuschauer*innen gemeinsam mit Vertreter*innen des 

Flüchtlingsrats und der Syrischen Gemeinde Kiel und Umgebung.  
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¶ Am 11. Juli zeigte das Metro-Kino in Kiel den Film ĂDeportation Classñ. AnschlieÇend 

hatten die Zuschauer*innen die Möglichkeit, gemeinsam mit der kosovarischen Dol-

metscherin Mimoza Morina, die am Dreh des Films beteiligt war, und Vertreter*innen 

des Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein zu diskutieren.  

¶ Am 17. September fand im Kino Die Pumpe in Kiel eine Sondervorführung des Films 

ĂAls Paul ¿ber das Meer kamñ statt. Im Anschluss an den Film standen der Regisseur 

Jakob Preuss und Martin Link, Geschäftsführer des Flüchtlingsrats, für ein Publikums-

gespräch zur Verfügung. 

¶ Am 9. November in Husum berichtete die britische Autorin Cathy Otten über die ethni-

sche und religiöse Minderheit der Jesiden im Irak. Bei einer Lesung aus ihrem neuen 

Buch ĂWith Ash on Their Faces: Yezidi Women and the Islamic Stateñ erzªhlte sie die 

Geschichte von jesidischen Frauen, die in die Fänge des IS geraten sind, und von ihren 

mutigen Fluchtgeschichten. Die Lesung fand auf Englisch mit deutscher Übersetzung 

statt.  

¶ Am 22. November war der Flüchtlingsrat Mitveranstalter der kommunikativen Konfe-

renz mit Kulturschaffenden, Kulturvermittelnden und mit Künstler*innen unter dem 

Motto ĂLEBENSFREUDE HAT KEINE HAUTFARBE ï ONE COMMUNITY!ñ. Die eintª-

gige Konferenz in Rendsburg behandelte Fragen danach, was Kunst und Kultur leisten 

können, um eine offene Gesellschaft wieder als zentrales und breit getragenes Ziel zu 

verankern und mit Leben zu füllen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Härtefallkommission 

 

In der Härtefallkommission (HFK) war der Flüchtlingsrat im Berichtszeitraum mit seinen Mit-

gliedern Michael Wulf und Solveigh Deutschmann vertreten. Der offizielle Tätigkeitsbericht der 

HFK liegt für 2017 noch nicht vor. Der Tätigkeitsbericht des Jahres 2016 kann unter 

www.schleswig-holstein.de/DE/Themen/H/haertefallkommission.html abgerufen werden. 

 

http://www.schleswig-holstein.de/DE/Themen/H/haertefallkommission.html
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Presse 

 

Die Presse- und Medienarbeit des Fl¿chtlingsrats Schleswig-Holstein e.V. konnte im 

Berichtszeitraum konsolidiert werden. Wichtiges Instrument der Pressekommunikation bleibt 

die Presse-Mailingliste des Fl¿chtlingsrats, die derzeit von 236 Journalist*innen, Redaktionen 

und Pressestellen unterschiedlicher Hªuser der Landesregierung und Kommunen abonniert 

wird. 2017 wurden vom Fl¿chtlingsrat 51 Presseerklªrungen verºffentlicht. Zusªtzlich zur 

Mailingliste wurden diese auch auf der Internetseite des Fl¿chtlingsrats und via Twitter 

verbreitet. Der Geschªftsf¿hrer und Fachreferent*innen aus dem Team des Fl¿chtlingsrates 

haben der Presse im laufenden Geschªft Interviews gegeben und Hintergrundinformationen 

geliefert. ¦ber die Telefonnummer 0431 - 55 685 360 kann die Presse den Fl¿chtlingsrat 

Schleswig-Holstein auch kurzfristig erreichen. 

50 Presseerklªrungen des Fl¿chtlingsrats 2017 

 

11.01.2017 Schleswig-Holstein setzt sich gegenüber Bund und Ländern für bundes-
weiten Afghanistan-Abschiebungsstopp ein  

11.01.2017 Flüchtlingsrat SH begrüßt ministerielle Erwägung eines Afghanistan-Ab-
schiebungsstopps  

17.01.2017 Schutz der Demokraten verspielt  

20.01.2017 Integration: Hausaufgaben für alle  

06.02.2017 UNO warnt vor eskalierender Kriegsgewalt und massenweisem Flücht-
lingselend in Afghanistan  

09.02.2017 Bund drängt (erfolgreich) Bundesländer zu verschärfter Abschiebungspo-
litik  

14.02.2017 Atempause für afghanische Flüchtlinge in Schleswig-Holstein!  

22.02.2017 Gesetzentwurf zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht  

03.03.2017 "Bundesregierung gießt rechte Forderungen in Gesetz"  

08.03.2017 Gemeinsam für die Rechte geflüchteter Frauen eintreten!  

09.03.2017 Gesetzentwurf zum "sicheren Maghreb" ignoriert Folter und politische 
Verfolgung  

21.03.2017 Aufstehen für die Demokratie und gegen Rassismus  

03.04.2017 Was haben die Parteien zu bieten?  

07.04.2017 Keine Sicherheit für Romnija und Roma auf dem Balkan  

25.04.2017 Zur Kritik des Außenministers Sigmar Gabriel am Abschiebestopp nach 
Afghanistan  

https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/schleswig-holstein-setzt-sich-gegenueber-bund-und-laendern-fuer-bundesweiten-afghanistan-abschiebungsstopp-ein/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/schleswig-holstein-setzt-sich-gegenueber-bund-und-laendern-fuer-bundesweiten-afghanistan-abschiebungsstopp-ein/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-sh-begruesst-ministerielle-erwaegung-eines-afghanistan-abschiebungsstopps/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-sh-begruesst-ministerielle-erwaegung-eines-afghanistan-abschiebungsstopps/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/schutz-der-demokraten-verspielt/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/integration-hausaufgaben-fuer-alle/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/uno-warnt-vor-eskalierender-kriegsgewalt-und-massenweisem-fluechtlingselend-in-afghanistan/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/uno-warnt-vor-eskalierender-kriegsgewalt-und-massenweisem-fluechtlingselend-in-afghanistan/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/bund-draengt-erfolgreich-bundeslaender-zu-verschaerfter-abschiebungspolitik/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/bund-draengt-erfolgreich-bundeslaender-zu-verschaerfter-abschiebungspolitik/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/atempause-fuer-afghanische-fluechtlinge-in-schleswig-holstein/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/gesetzentwurf-zur-besserendurchsetzung-der-ausreisepflicht/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/bundesregierung-giesst-rechte-forderungen-in-gesetz/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/gemeinsam-fuer-die-rechte-gefluechteter-frauen-eintreten/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/gesetzentwurf-zum-sicheren-maghreb-ignoriert-folter-und-politische-verfolgung/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/gesetzentwurf-zum-sicheren-maghreb-ignoriert-folter-und-politische-verfolgung/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/aufstehen-fuer-die-demokratie-und-gegen-rassismus/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/was-haben-die-parteien-zu-bieten/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/keine-sicherheit-fuer-romnija-und-roma-auf-dem-balkan/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zur-kritik-des-aussenministers-sigmar-gabriel-am-abschiebestopp-nach-afghanistan/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zur-kritik-des-aussenministers-sigmar-gabriel-am-abschiebestopp-nach-afghanistan/
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28.04.2017 ĂWir sind viele ï wir sind eins!ñ Unabhªngig von der Herkunft  

03.05.2017 Bundesinnenminister missbraucht Identitätsdebatte zum Stimmenfang am 
rechten Rand  

05.05.2017 Menschenrechtspreis geht an Synagogenvorsteher Wolfgang Seibert aus 
Pinneberg und an Pfarrerin Doris Otminghaus aus Haßfurt  

09.05.2017 Flüchtlingsrat fordert Bleiberecht für afghanische Flüchtlinge  

11.05.2017 Landesflüchtlingsräte fordern Aufenthaltserlaubnisse für auszubildende 
Geflüchtete  

29.05.2017 Für Vielfalt am Arbeitsplatz steht die Politik in der Pflicht!  

02.06.2017 Keine Bundesratszustimmung zu "Hau-ab-Gesetz" aus Schleswig-Hol-
stein!  

09.06.2017 Was tun bei Hetze und Bedrohung gegen Geflüchtete und Ehrenamtli-
che? ï Workshops bieten Unterstützung für Opfer und Gefährdete  

09.06.2017 Demonstration: Bleiberecht für alle Afghaninnen und Afghanen!  

09.06.2017 FLÜCHTLINGSRAT SH und PRO ASYL fordern Revision aller Asylableh-
nungen und ein Ende von Afghanistan-Abschiebungen.  

10.06.2017 Kiel: 1000 fordern Bleiberecht für Afghaninnen und Afghanen  

16.06.2017 Jamaika in Schleswig-Holstein: Flüchtlingspolitisches Yin und Yang  

19.06.2017 Zum diesjährigen Weltflüchtlingstag: Sicherheit für Flüchtlinge auch im 
Zielland stärken  

28.07.2017 Hau-Ab-Gesetz tritt in Kraft!  

02.08.2017 Tag des Gedenkens an die Opfer des Genozids an den Roma: Diskrimi-
nierung von Romnija und Roma muss europaweit bekämpft werden  

16.08.2017 Zur Abschiebung der Familie C. aus Kirchbarkau: Abschiebungen bei 
Nacht und Nebel sind unmenschlich und nicht hinnehmbar  

01.09.2017 Zum heutigen Antikriegstag: Krieg immer noch zentrale Fluchtursache  

04.09.2017 Flüchtlingsrat begrüßt die Entscheidung der Härtefallkommission  

06.09.2017 Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses des Landtags SH lässt hoffen  

08.09.2017 Kein Wahlkampf auf Kosten der Flüchtlinge: Flüchtlingsräte plädieren für 
umfassenden Schutz statt Abschiebungspolitik  

15.09.2017 Magazin "Der Schlepper" Nr. 86: Forderungen zur Bundestagswahl 2017  

22.09.2017 Teilhabe sicherstellen ï Beschäftigung und Ausbildung möglich machen  

28.09.2017 Zum Tag des Flüchtlings am 29. September 2017: Flüchtlingsrechte sind 
Menschenrechte! ï Integration statt Abschiebung  

https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/wir-sind-viele-wir-sind-eins-unabhaengig-von-der-herkunft/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/bundesinnenminister-missbraucht-identitaetsdebatte-zum-stimmenfang-am-rechten-rand/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/bundesinnenminister-missbraucht-identitaetsdebatte-zum-stimmenfang-am-rechten-rand/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/menschenrechtspreis-geht-an-synagogenvorsteher-wolfgang-seibert-aus-pinneberg-und-an-pfarrerin-doris-otminghaus-aus-hassfurt/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/menschenrechtspreis-geht-an-synagogenvorsteher-wolfgang-seibert-aus-pinneberg-und-an-pfarrerin-doris-otminghaus-aus-hassfurt/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-fordert-bleiberecht-fuer-afghanische-fluechtlinge/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/landesfluechtlingsraete-fordern-aufenthaltserlaubnisse-fuer-auszubildende-gefluechtete/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/landesfluechtlingsraete-fordern-aufenthaltserlaubnisse-fuer-auszubildende-gefluechtete/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fuer-vielfalt-am-arbeitsplatz-steht-die-politik-in-der-pflicht/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/keine-bundesratszustimmung-zu-hau-ab-gesetz-aus-schleswig-holstein/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/keine-bundesratszustimmung-zu-hau-ab-gesetz-aus-schleswig-holstein/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/was-tun-bei-hetze-und-bedrohung-gegen-gefluechtete-und-ehrenamtliche-workshops-bieten-unterstuetzung-fuer-opfer-und-gefaehrdete/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/was-tun-bei-hetze-und-bedrohung-gegen-gefluechtete-und-ehrenamtliche-workshops-bieten-unterstuetzung-fuer-opfer-und-gefaehrdete/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/demonstration-bleiberecht-fuer-alle-afghaninnen-und-afghanen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-sh-und-pro-asyl-fordern-revision-aller-asylablehnungen-und-ein-ende-von-afghanistan-abschiebungen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-sh-und-pro-asyl-fordern-revision-aller-asylablehnungen-und-ein-ende-von-afghanistan-abschiebungen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/kiel-1000-fordern-bleiberecht-fuer-afghaninnen-und-afghanen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/jamaika-in-schleswig-holstein-fluechtlingspolitisches-yin-und-yang/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-diesjaehrigen-weltfluechtlingstag-sicherheit-fuer-fluechtlinge-auch-im-zielland-staerken/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-diesjaehrigen-weltfluechtlingstag-sicherheit-fuer-fluechtlinge-auch-im-zielland-staerken/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/hau-ab-gesetz-tritt-in-kraft/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/tag-des-gedenkens-an-die-opfer-des-genozids-an-den-roma-diskriminierung-von-romnija-und-roma-muss-europaweit-bekaempft-werden/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/tag-des-gedenkens-an-die-opfer-des-genozids-an-den-roma-diskriminierung-von-romnija-und-roma-muss-europaweit-bekaempft-werden/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zur-abschiebung-der-familie-c-aus-kirchbarkau-abschiebungen-bei-nacht-und-nebel-sind-unmenschlich-und-nicht-hinnehmbar/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zur-abschiebung-der-familie-c-aus-kirchbarkau-abschiebungen-bei-nacht-und-nebel-sind-unmenschlich-und-nicht-hinnehmbar/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-heutigen-antikriegstag-krieg-immer-noch-zentrale-fluchtursache/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-begruesst-die-entscheidung-der-haertefallkommission/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/sitzung-des-innen-und-rechtsausschusses-des-landtags-sh-laesst-hoffen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/kein-wahlkampf-auf-kosten-der-fluechtlinge-fluechtlingsraete-plaedieren-fuer-umfassenden-schutz-statt-abschiebungspolitik/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/kein-wahlkampf-auf-kosten-der-fluechtlinge-fluechtlingsraete-plaedieren-fuer-umfassenden-schutz-statt-abschiebungspolitik/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/magazin-der-schlepper-nr-86-forderungen-zur-bundestagswahl-2017/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/teilhabe-sicherstellen-beschaeftigung-und-ausbildung-moeglich-machen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-tag-des-fluechtlings-am-29-september-2017-fluechtlingsrechte-sind-menschenrechte-integration-statt-abschiebung/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-tag-des-fluechtlings-am-29-september-2017-fluechtlingsrechte-sind-menschenrechte-integration-statt-abschiebung/
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06.10.2017 Zum Welttag für menschenwürdige Arbeit: Arbeitsrechte gelten für alle!  

10.10.2017 Union stellt humanitäres Asylrecht und kluge Zuwanderungspolitik in 
Frage  

13.10.2017 Flüchtlingsrat begrüßt Stefan Schmidt als neuen alten Landesflüchtlings-
beauftragten  

01.11.2017 Zum neuen Standortkonzept der Landesregierung: Kasernierung von 
Flüchtlingen beenden und Einsparungen integrationsorientiert nutzen  

17.11.2017 Es droht ein asylrechtlicher Totalschaden  

21.11.2017 Zur Weisung des BMAS vom 9. November: Afghan*innen werden künftig 
wieder von Unterstützungssleistungen ausgeschlossen  

25.11.2017 Ein Gedenktag zur Gewalt gegen Frauen reicht nicht aus!  

04.12.2017 Flüchtlingsrat dankt den ehrenamtlich in der Flüchtlingshilfe Engagierten  

05.12.2017 Flüchtlingsrat fordert Abschiebungsschutz für syrische und afghanische 
Flüchtlinge  

08.12.2017 Ausländerbehörde Plön außer Rand und Band?  

10.12.2017 Kritische und nachdenkliche Beiträge bei der Preisverleihung in Kirchbar-
kau  

13.12.2017 ĂIch habe groÇe Angst davor 18 zu werden!ñ  

20.12.2017 Zum Abschiebungsgefängnis in Glückstadt: Flüchtlingsrat fordert Integra-
tion statt Inhaftierung  

 

  

https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-welttag-fuer-menschenwuerdige-arbeit-arbeitsrechte-gelten-fuer-alle/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/union-stellt-humanitaeres-asylrecht-und-kluge-zuwanderungspolitik-in-frage/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/union-stellt-humanitaeres-asylrecht-und-kluge-zuwanderungspolitik-in-frage/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-begruesst-stefan-schmidt-als-neuen-alten-landesfluechtlingsbeauftragten/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-begruesst-stefan-schmidt-als-neuen-alten-landesfluechtlingsbeauftragten/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-neuen-standortkonzept-der-landesregierung-kasernierung-von-fluechtlingen-beenden-und-einsparungen-integrationsorientiert-nutzen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-neuen-standortkonzept-der-landesregierung-kasernierung-von-fluechtlingen-beenden-und-einsparungen-integrationsorientiert-nutzen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/es-droht-ein-asylrechtlicher-totalschaden/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zur-weisung-des-bmas-vom-9-november-afghaninnen-werden-kuenftig-wieder-von-unterstuetzungssleistungen-ausgeschlossen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zur-weisung-des-bmas-vom-9-november-afghaninnen-werden-kuenftig-wieder-von-unterstuetzungssleistungen-ausgeschlossen/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/ein-gedenktag-zur-gewalt-gegen-frauen-reicht-nicht-aus/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-dankt-den-ehrenamtlich-in-der-fluechtlingshilfe-engagierten/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-fordert-abschiebungsschutz-fuer-syrische-und-afghanische-fluechtlinge/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/fluechtlingsrat-fordert-abschiebungsschutz-fuer-syrische-und-afghanische-fluechtlinge/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/auslaenderbehoerde-ploen-ausser-rand-und-band/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/kritische-und-nachdenkliche-beitraege-bei-der-preisverleihung-in-kirchbarkau/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/kritische-und-nachdenkliche-beitraege-bei-der-preisverleihung-in-kirchbarkau/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/ich-habe-grosse-angst-davor-18-zu-werden/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-abschiebungsgefaengnis-in-glueckstadt-fluechtlingsrat-fordert-integration-statt-inhaftierung/
https://www.frsh.de/aktuell/presseerklaerungen/presseerklaerung/news/zum-abschiebungsgefaengnis-in-glueckstadt-fluechtlingsrat-fordert-integration-statt-inhaftierung/
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Leuchtturm des Nordens 

Der ĂLeuchtturm des Nordensñ wird vom Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein seit 2005 jedes 

Jahr am 10. Dezember, dem Internationalen Tag der Menschenrechte, an Personen oder 

Gruppen vergeben, die sich durch hohes Engagement in der solidarischen Flüchtlingshilfe 

auszeichnen. Im Jahr 2017 wurde der Preis an die Initiative "Kirchbarkau hilft" für ihren 

Kampf um Bleiberecht und Rückkehr der albanischen Familie C. vergeben. Die Auszeich-

nung würdigte damit stellvertretend für viele, die an zahlreichen anderen Orten in Schleswig-

Holstein an ganz ähnlichen Fronten kämpfen, das Engagement von bürgerschaftlichen Blei-

berechtinitiativen. 

Die Preisverleihung fand im Gemeindehaus der Kirchbarkauer St. Katharinen-Kirchenge-

meinde im Anschluss an einen Themengottesdienst zum Internationalen Menschenrechtstag 

statt. Gut 100 Personen ï darunter die Plöner Landrätin Stephanie Ladwig, Wolfgang Pola-

kowski vom Kieler Innenministerium und die Landtagsabgeordnete Aminata Touré ï waren 

der Einladung zu den Feierlichkeiten gefolgt. 

Gudrun Rössig, die für den Vorjahrespreisträger Lübecker Solizentrum, die Laudatio auf die 

diesjährigen Preisträger*innen hielt, lobte das unermüdliche Engagement der Initiative um 

die Familie, auch nachdem diese trotz aller Bemühungen nach Albanien abgeschoben wor-

den war. Mit großer Mitmenschlichkeit und Einsatzbereitschaft haben die Unterstützer*innen, 

Freund*innen und Nachbar*innen der Familie fünf Bürg*innen und weitere 22 finanziell Un-

terstützende gefunden, die sich auf fünf Jahre verpflichten, den Lebensunterhalt der sechs-

köpfigen Familie zu sichern. Auch Landrätin Ladwig deutete bei dem Anlass an, dass inzwi-

schen selbst die Plöner Ausländerbehörde sich zur Rückkehr der Familie bekenne und ihr 

Mögliches dazu beitrage.  

Im Juli 2018 kehrten Mutter Mimoze C. und ihre vier Kinder endlich zurück nach Kirchbarkau. 

Die für Mai geplante Rückkehr war zunächst an einem veralteten Eintrag in ihrem Pass ge-

scheitert. 

https://frsh.de/fluechtlingsrat/leuchtturm-des-nordens/   

https://frsh.de/fluechtlingsrat/leuchtturm-des-nordens/
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MBSH-Flüchtlingsberatung  

Seit 2016 erhält der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein im Rah-

men der MBSH Landesförderung für die stationär in seiner Kie-

ler Geschäftsstelle vorgehaltene und dezentral zugängliche 

Flüchtlingsberatung. 

Seit Juli 2017 wird das Projekt durch zwei Halbzeitstellen aus-

geführt. Neben Elias Elsler wurde mit Annika Engelke eine angehende Juristin und sehr gute 

Ergänzung für das Projekt gewonnen. In der MBSH-Flüchtlingsberatung hat sich ein Bera-

tungskonzept etabliert, in dem an das Rahmenkonzept der Landesregierung anknüpfend Erst-

beratung, Integrationsbegleitung und punktuelle Beratung von Geflüchteten als Primärziel-

gruppe unabhängig von ihrem aufenthaltsrechtlichen Status angeboten wird. Sekundärziel-

gruppe sind ehrenamtliche Unterstützer*innen von Zugewanderten und Migrationsfachdienste 

sowie anderweitig hauptamtlich mit der Beratung und Betreuung von Geflüchteten betrauten 

Menschen. Der Beratungsinhalt reicht von asylverfahrensspezifischen Fragestellungen über 

aufenthaltsrechtsspezifische bis zu allen integrationsspezifischen Themen. Dabei ist das Be-

ratungsangebot zwar zentral in Kiel verortet, steht aber auch dezentral untergebrachten Zu-

gewanderten zur Verfügung. Das Beratungsziel wurde umgesetzt, durch persönliche, telefo-

nische oder mailbasierte Einzelfallberatung, Beratung von ehrenamtlichen Unterstützer*innen 

von Geflüchteten, Beratung von hauptamtlichen Kolleg*innen der Migrationsfachdienste, 

Gruppeninformationsveranstaltungen und die Informationsvermittlung über die Mailingliste 

des Trägers. Die Beratungsqualität profitierte von der engen institutionellen Verbindung zu 

den ebenfalls vom Flüchtlingsrat getragenen Teilprojekte des Netzwerks Integration durch 

Qualifizierung, dem Netzwerk Mehr Land in Sicht ï Arbeit für Flüchtlinge Schleswig-Holstein, 

dem Projekt der Dezentralen Flüchtlingshilfe, dem Projekt Westküste Ahoi!, dem Schwester-

verein lifeline e.V., der sich an die Beratung von unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten 

und deren Vormünder richtet, sowie dem studentischen Rechtsberatungsverein Refugee Law 

Clinic, der zunächst an einem Nachmittag pro Woche die Räumlichkeiten der MBSH-Flücht-

lingsberatung nutzt. Durch diese institutionelle Bindung und einen regelmäßigen Austausch 

mit lokalen und regionalen Netzwerken diverser Fachdienste sowie die Teilnahme an Fach-

veranstaltungen und Schulungen kann die nötige Beratungskenntnis analog zu den sich wan-

delnden Beratungsbedarfen mitwachsen. 

Innerhalb des Berichtszeitraums war eine kontinuierliche Verlagerung der Beratungsbedarfe 

zu beobachten. Diese folgt parallel dem Verfahrensverlauf der zum großen Teil Ende 2015 

eingereisten Klient*innen. Während nur noch wenige Vorbereitungen zu den Anhörungen 

beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) durchgeführt wurden, musste nun ver-

mehrt zu Klagen vor dem Verwaltungsgericht Schleswig und zu den Bleibeperspektiven bei 

negativen Urteilen beraten werden. Ein Großteil der Anfragen drehte sich zudem um die immer 

schwieriger zu realisierenden Bemühungen um Familienzusammenführung. Für viele der Kli-

ent*innen war der Familiennachzug aufgrund des subsidiären Schutzstatus ausgesetzt. Hier 

mussten in humanitären Notfällen aufwendige Härtefallanträge gestellt werden. Bei den zum 

Nachzug berechtigten Klient*innen führten mutwillige und strukturelle Verhinderungen seitens 

der Botschaften und Ausländerbehörden zu umfangreichen Bedrohungen der Grundrechte auf 

Familieneinheit, diese verlangten eine aufwendige Fallbearbeitung.  

Die Länderanordnung des Innenministeriums Schleswig-Holstein zum Nachzug von Familien-

angehörigen von Syrer*innen ist aufgrund der geforderten Verpflichtungserklärungen, die seit 

2016 per Bundesgesetz für fünf Jahre gelten, nur in Ausnahmefällen realisierbar. Dem stand 

eine sehr hohe Nachfrage nach Möglichkeiten des Familiennachzugs gegenüber. Nach sieben 
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Jahren Bürgerkrieg in Syrien gibt es nur noch wenige Familien mit entsprechend hohen Rück-

lagen und die neu nach Schleswig-Holstein zugewanderten Syrer*innen verfügen zumeist 

noch nicht über ausreichend hohe Einkommen, um eine Verpflichtungserklärung erstellen zu 

können.  

Im Frühjahr wurde die deutsche Botschaft in Afghanistan durch einen Terrorangriff so stark 

zerstört, dass sie bis dato unbesetzt ist. Im weiteren Zusammenhang mit Berichten des UN-

HCR und anderen Akteur*nnen über die massive Verschlechterung der Sicherheitslage in Af-

ghanistan erließ die Landesregierung Schleswig-Holstein einen landesweiten Abschiebestopp 

für Afghan*innen, der jedoch nach dem Regierungswechsel Mitte des Jahres nicht erneuert 

wurde. Die verschärfte Sicherheitslage und die uneinheitliche Reaktion der verschiedenen po-

litischen und administrativen Ebenen von Kommunen, Land und Bund schufen einerseits 

große Verunsicherung seitens der afghanischen Klient*innen und andererseits komplexe Be-

ratungsbedarfe. 

Die gestiegene Ablehnungsrate führte zu einem hohen Beratungsbedarf über alternative Blei-

berechtsperspektiven. Die im Spätsommer eingeführte Anspruchsduldung für Geduldete in der 

Ausbildung hat gerade für viele Afghan*innen eine verheißungsvolle Bleiberechtsperspektive 

geschaffen. 

Der erhöhte Beratungsbedarf bezüglich der Klageverfahren konnte im Beratungsprojekt in Tei-

len durch die Vermittlung von Zuwendungen durch den Rechtshilfefonds von Pro Asyl begeg-

net werden. 

Leider konnten auch im Laufe des Jahres die Verwaltungsprobleme in den Ausländerbehörden 

mancher Kreise und besonders der Landeshauptstadt Kiel nicht behoben werden, wodurch es 

zu systematischen Verhinderungen von Integrationsmöglichkeiten kam. Beispielsweise wur-

den keine Termine erteilt oder Vorgänge nicht bearbeitet, somit konnten Sprachkurse nicht 

besucht, Praktika, Schulbesuch und Ausbildungen nicht begonnen, Erwerbsarbeit nicht aufge-

nommen, Familienzusammenführungen nicht realisiert und diesen Zwecken zugrundelie-

gende Wohnortwechsel nicht erlaubt werden. In diesen Fällen bestand ein anhaltend hoher 

Beratungsbedarf bezüglich der Kommunikation mit den Ausländerbehörden. 

Das Selbstverständnis des Beratungsprojekts, demnach zusammen mit den Klient*innen auf 

Bleiberechtsperspektiven hinzuarbeiten ist, hilft ihnen sich als autonome und eigenständige 

Akteur*innen der Aufnahmegesellschaft zu sehen. Damit soll die Lähmung aufgebrochen wer-

den, die die restriktiven Bestandteile des Aufenthaltsrechts auf viele Geflüchtete in Deutsch-

land ausübt. Die Beratung über die Zugänge zu Integrationswegen und die Motivation zu In-

tegrationsleistungen soll den Zugewanderten helfen, sich die integrationsbelohnenden Bleibe-

rechtszugänge im Aufenthaltsrecht zu eigen zu machen. Das führt die Betroffenen im besten 

Fall nicht nur schnellstmöglich aus der Abhängigkeit von Transferleistungen, sondern befähigt 

sie auch zu einer möglichst gleichwertigen Teilhabe in der schleswig-holsteinischen Gesell-

schaft. Damit steigt das Potenzial für die Zugewanderten, eine zunehmend produktive Gruppe 

innerhalb der Gesellschaft zu werden. Gleichwohl existieren gerade unter Personen mit hu-

manitären Aufenthaltstiteln in großer Zahl persönliche Schicksale, die eine zeitnahe Integra-

tion und wirtschaftliche Selbständigkeit erschweren. Hier verfolgt das Projekt das Anliegen 

mittels einer qualifizierten Fachberatung, Integration für all jene Zugewanderten zu fördern, für 

die Integrationsleistungen persönlich möglich sind. Das Ziel ist, so die Akzeptanz in der schles-

wig-holsteinischen Gesellschaft für den humanitären Schutz von Flüchtlingen allgemein nach-

haltig zu erhalten. 
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Dezentrale Flüchtlingshilfe 

Das Jahr 2017 stellte f¿r das Projekt ĂDezentrale Fl¿cht-

lingshilfeñ eine turbulente Phase dar. Der Andrang und die 

Anzahl der fallbezogenen Anfragen waren enorm hoch, 

parallel gab es im Projekt personelle Wechsel, die die Ar-

beit zwischenzeitig verlangsamten.   

Im Jahr 2017 verf¿gte das Projekt ĂDezentrale Fl¿chtlingshilfeñ aufgrund eines Personalwech-

sels über zwei Projektleiterinnen. Andrea Dallek übernahm die Verantwortung für die Projekt-

leitung bis zum 30.06.2017. Ihr folgte ab dem 17.07.2017 Katharina Perl auf die Position der 

Projektleitung. Aufgrund des Personalwechsels zur Jahresmitte und der nur noch geringen 

verbleibenden Projektlaufzeit bis zum 31.12.2017 kam es zu Verzögerungen bei der Nachbe-

setzung. Jazmin Azazmah ¿bernahm in diesem Zusammenhang die Redaktion des ĂMagazin 

für Migration und Flüchtlingssolidarität in Schleswig-Holstein ï Der Schlepperñ sowie des E-

Mailnewsletters ĂDas Beibootsñ. AuÇerdem war Gabriele Kºhler als Projektassistentin in Teil-

zeit beschªftigt. Seit Juli 2018 wird das Projekt unter dem Namen ĂLandesweite Fl¿chtlings-

hilfeñ durch Philipp Wilhelm Kranemann betreut.  

Die Nachfrage nach Veranstaltungen bei Ehrenamtlichen stellte sich als sehr groß heraus. Bis 

zum 30.06.2017 wurden in vier Schulungen für Ehrenamtliche insgesamt 71 Personen in Kiel 

und Wentorf unterrichtet. Hierbei handelte es sich um Grundlagenseminare zu den Themen 

ĂAsylverfahrenñ oder Ăinterkulturelle ¥ffnungñ. Ebenfalls wurden zwölf Vorträge auf Anfrage in 

ganz Schleswig-Holstein gehalten. Neben den genannten Themen spielte auch das Thema 

ĂAufenthaltsbeendigung und Abschiebungñ eine wichtige Rolle. Es wurde deutlich, dass der 

Bedarf an grundsätzlichen Informationsangeboten bei Ehrenamtlichen hoch ist. In den Veran-

staltungen wurden sowohl der Umgang mit Lust und Frust im Ehrenamt als auch Supervision 

für das Ehrenamt thematisiert. Auch beteiligte sich Andrea Dallek an zahlreichen weiteren 

Netzwerk- und Bündnistreffen, wie z.B. dem Bündnis für bezahlbaren Wohnraum, um die Be-

lange von Geflüchteten zu vertreten.  

Informationsveranstaltungen für die Zielgruppe der Asylsuchenden waren Teil des Kernpro-

gramms des Projekts. So wurden in vier gedolmetschten Veranstaltungen zahlreiche Perso-

nen über ihre Rechte im Asylverfahren informiert.  

Sowohl mit dem Personalwechsel von Andrea Dallek zu Katharina Perl als auch aufgrund po-

litischer Veränderungen nach der Landtagswahl wurden neue Akzente gesetzt. Besonders ab 

Mitte 2017 wurden Teilnehmer*innen von Veranstaltungen des Projekts über den Jamaika-

Koalitionsvertrag, Mºglichkeiten des Familiennachzugs und zum Thema Ăgeschlechtsspezifi-

sche Gewaltñ informiert. Auch der absehbare Anstieg von Widerrufsverfahren wurde von Ka-

tharina Perl schwerpunktmäßig thematisiert. Großen Anklang fand auch die Vorführung des 

Films ĂDeportation Classñ am 24. August in Neustadt.  

Fester Bestandteil der Aufgaben des Projekts war die regelmäßige Teilnahme an Netzwerk-

treffen, da deren Finanzierung durch die EU gesichert wurde. Ebenfalls war der stetige Aus-

tausch mit anderen Akteur*innen des Netzwerks wichtig für die kontinuierliche Weiterentwick-

lung der Angebote.  

Nur am Rande sei bemerkt, dass der Besuch von Fortbildungen für die Projektleitung obliga-

torisch war. Sowohl die Auseinandersetzung mit Asylverfahrensberatung als auch aktuelle Än-

derungen im Asyl- und Aufenthaltsrecht waren hierbei zentral.  
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Der flüchtlingssolidarische Stammtisch 

Ein zentraler Eckpfeiler der Vernetzungs- und Informationsarbeit bestand in der Organisation 

des flüchtlingssolidarischen Stammtisches in Kiel. Hier wurden zu Beginn des Abends kurze 

Inputs gegeben für ein Publikum von jeweils etwa ein bis mehreren Dutzend Personen. Dabei 

wurde Wert darauf gelegt, durch ein vielfältiges Angebot unterschiedliche Personen zu errei-

chen. Die Bandbreite der Themen umfasste Alltagsrassismus, Kurdistan, Landtagswahlen und 

Rückkehrberatung.  

 

Initiativentreffen 

Um die landesweite Vernetzung ehrenamtlicher Flüchtlingshilfe zu unterstützen und zu för-

dern fand am 06.05.2017 das dritte Initiativentreffen der Flüchtlingssolidarität Schleswig-Hol-

stein im Mehrgenerationenhaus in Neumünster statt. 13 ehrenamtlich Engagierte haben an 

dem Treffen teilgenommen und über aktuelle Themen und Problemlagen angeregt diskutiert. 

Nach einer Begrüßung durch die Veranstalter*innen und einen Überblick über die aktuellen 

politischen Entwicklungen bestand für die Teilnehmer*innen die Möglichkeit, über die Situa-

tion bei ihnen vor Ort zu berichten.  

Zu den Themenschwerpunkten zählten Fragen, die das Leben von Geflüchteten in Schles-

wig-Holstein betreffen, z.B. Familiennachzug zu unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

oder Schwierigkeiten bei der Job- und Wohnungssuche und dem Zugang zu Sprachkursen.  

Ein regionaler Schwerpunkt wurde durch einen Vortrag über die Situation in Armenien ge-

setzt. Darüber hinaus standen Handlungsoptionen und -strategien bei einer Aufenthaltsbeen-

digung auf der Tagesordnung. Diskutiert wurde u.a. über die Möglichkeiten Kirchenasyl in 

Anspruch zu nehmen. Der Film ĂDeportation Classñ von Hauke Wendler und Carsten Rau 

verdeutlichte den Teilnehmer*innen die emotionale Notlage von abgelehnten Schutzsuchen-

den im Falle einer Abschiebung.  

Auch das dritte landesweite Initiativentreffen verdeutlichte, dass die Gelegenheiten für Aus-

tausch und Vernetzung einen großen Stellenwert für die vielen Initiativen, Vereine und Ein-

zelpersonen in der solidarischen Flüchtlingshilfe in Schleswig-Holstein haben.  
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Westküste Ahoi! 

Vernetzung ehrenamtlicher Flüchtlingshilfe im ländlichen Raum 

Die Zahl der Menschen, die vor Kriegen, Terror oder politscher 

Verfolgung geflohen sind, die in Deutschland und auch in Schles-

wig-Holstein Schutz suchen, ist 2017 im Vergleich zu den Vorjah-

ren gesunken. Allerdings sind nach wie vor viele Geflüchtete auf 

Hilfe und Unterstützung angewiesen. Besonders an der West-

küste Schleswig-Holsteins, in den Landkreisen Dithmarschen und 

Nordfriesland, ist fehlende Mobilität ein großes Problem, welches den Zugang zu Beratungs-

angeboten und u. a. Sprach- und Integrationsangeboten erschwert. Somit ist gerade im länd-

lichen Raum die Unterstützung durch ehrenamtliche Flüchtlingshelfer*innen von großer Be-

deutung. In den letzten Jahren sind viele Initiativen, Vereine und Helfer*innenkreise entstan-

den, wobei die Arten sich zu engagieren so unterschiedlich sind wie die Motive der Engagier-

ten. Seit Juni 2017 ist das Projekt ĂWestküste Ahoi! ï Vernetzung ehrenamtlicher Flüchtlings-

hilfe im ländlichen Raumñ in Trägerschaft des Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein e.V. Ziel des 

Projekts ist es, die ehrenamtlich Engagierten an der Westküste zu fördern und Hilfestellungen 

zu leisten. Gefördert wird das Projekt von der Robert Bosch Stiftung und der Aktion Mensch. 

Das Projekt Westküste Ahoi! unterstützt die ehrenamtlich Engagierten durch informationelle 

Zuarbeit sowie Veranstaltungs- und Schulungsangebote, um so die Betreuung der Geflüchte-

ten zu verbessern. Darüber hinaus ist die Vernetzung der haupt- und ehrenamtlichen Ak-

teur*innen ein wichtiges Ziel des Projekts.  

In der ersten Phase stand der Aufbau des Projekts im Vordergrund. Die Phase war durch erste 

Kontakte mit vor allem hauptamtlichen Akteur*innen und einigen Ehrenamtlichen in der Region 

gekennzeichnet. In diesen ersten Gesprächen wurden das Projekt vorgestellt und Möglichkei-

ten einer Zusammenarbeit erörtert. Themen, die von den Akteur*innen vor Ort als wichtig und 

dringend empfunden werden, wurden aufgenommen, um diese dann gemeinsam, z.B. in Form 

von Veranstaltungen, bearbeiten zu können. Diese ersten Treffen dienten vorranging der Ver-

netzung und fanden sowohl im Rahmen von Teamsitzungen, als auch in Einzeltreffen in 

Bredstedt, Husum, Heide und Meldorf statt. 

 Die regelmäßige Teilnahme an Treffen auf Kreisebene diente ebenfalls der Bekanntmachung 

des Projekts und dem Aufbau von Kooperationen. Zu diesen Treffen zählten der ĂFachstellen-

austausch der Asylbetreuungsfachstellen und Ehrenamtsberatungsstellen des Kreises Nord-

frieslandñ in Husum und Treffen mit Vertreter*innen des Kreises Dithmarschen, den Mitarbei-

ter*innen der Beratungsstelle für ehrenamtliche Flüchtlingshilfe vom Deutschen Roten Kreuz 

(DRK) und Vertreter*innen der Migrationsberatungsstellen in Dithmarschen. Die Teilnahme an 

Runden Tischen z. B. in Bredstedt und in Brunsbüttel ermöglichte das Kennenlernen von eh-

renamtlich Engagierten in der Region. So konnten die Probleme und Schwierigkeiten, mit de-

nen sie sich in ihrem Engagement konfrontiert sehen, in Erfahrung gebracht und bedarfsge-

rechte Hilfe sowie Unterstützung angeboten werden.  

Bei all diesen Gesprächen und Treffen wurde deutlich, dass sich die Problemlagen und damit 

auch die Bedarfe von Geflüchteten und Ehrenamtlichen im Laufe der Zeit gewandelt haben. 

So ist die Unterstützung von der Hilfe beim Ankommen weitestgehend von der Hilfe beim Blei-

ben abgelöst worden. Damit verbunden sind neue Aufgaben im ehrenamtlichen Engagement, 

das nun neben rechtlichen Fragen u. a. auch Hilfe bei der Wohnungs- und Arbeitssuche um-

fasst. Viele dieser neuen Aufgabenbereiche sind sehr langwierig und unter Umständen mit 






























